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Hans Mausbach 

Eine gescheiterte Disziplinierung 

Vorbemerkung 
Mit diesem Bericht versuche ich, Erfahrungen weiterzugeben. Be-

nutzt wurde, neben der angegebenen Literatur, eine Sammlung von 
Dokumenten, die bei mir eingesehen werden kann. Die Bearbeitung 
durch Auswahl und Kürzung war notwendig, um das Wesentliche 
hervorzuheben. 

Ein Anspruch auf Objektivität wird nicht erhoben. In der Ausein-
andersetzung um antihumane Tendenzen der bürgerlichen Medizin 
muß man Stellung nehmen. Wer noch dazu persönlich verwickelt ist, 
kann gar nicht objektiv sein. 

Die tägliche Krankenbehandlung stößt jeden Arzt auf den Zusam-
menhang von Krankheit und Klassenzugehörigkeit. Daß die Misere 
im Gesundheitswesen nicht auf das Versagen einzelner, sondern auf 
die Widersprüche, an denen die Gesellschaft krankt, zurückzuführen 
ist, liegt so sehr auf der Hand, daß es nur mit Mühe verschwiegen 
werden kann. Der ständische Disziplinierungsapparat (Zwangsmit-
gliedschaft und Berufsgerichtsbarkeit) dient als Instrument, um die 
Verbreitung und Anwendung dieser Einsicht zu behindern. 

Während in der Bundesrepublik einige Großkonzerne sich an-
schicken, die Arbeitskraft von Ärzten kommerziell auszubeuten, 
klammert sich ärztliches Standeswesen und Standesdenken immer 
noch an die Illusion der „Freiberuflichkeit' '. Wieder einmal ver-
suchen die Standesorganisationen, die Kampfbereitschaft der lohn-
abhängigen Ärzte im Standesrahmen zu halten, indem sie den „Mar-
burger Bund" gegen die ÖTV, die Gewerkschaft der angestellten 
Ärzte, ausspielen. Aber auf den Transparenten stand: „Schluß mit 
der Ausbeutung am Arbeitsplatz!" Streikende Ärzte entdecken, daß 
sie gemeinsame Interessen mit streikenden Arbeitern haben. 

Als das 1. Deutsche Fernsehen am 20. September 1970 den Film 
„Halbgott in Weiß" ausstrahlte, stand ich nach 5V2 Jahren Tätigkeit 
als chirurgischer Assistenzarzt kurz vor der Anerkennung zum Fach-
arzt f ü r Chirurgie. Ein halbes Jahr später, am 1. April 1971, hatte ich 
die Facharztanerkennung immer noch nicht, hatte den Arbeitsplatz 
am Frankfur ter Nordwestkrankenhaus verloren, war arbeitslos ohne 
Aussicht auf eine Stelle, die mir gestattet hätte, die Ausbildung zu 
beenden und lebte von der Arbeitslosenunterstützung. Die hessische 
Landesärztekammer läßt wegen des Verdachts eines Berufsvergehens 
gegen mich ermitteln, drei hessische Chefärzte, der Chefarzt der 
Chirurgischen Klinik der Landeshauptstadt Wiesbaden, Prof. Dr. 
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med. Walter Hurtenbach, der ärztliche Direktor des Städtischen 
Krankenhauses Fulda, Prof. Dr. H. Reitter und der Chefarzt der 
Chirurgischen Abteilung des Kreiskrankenhauses Gießen, Privat-
dozent Dr. med. H. Bikfalvi, hatten den Geschäftsführer der Hessi-
schen Landesärztekammer, Dr. Rheindorf, beauftragt, beim Land-
gericht Frankfur t einen Strafantrag wegen „Beleidigung und Ver-
leumdung der Chefärzte in Deutschland" gegen mich zu stellen, und 
das Frankfur ter Arbeitsgericht hatte in der 1. Instanz im Namen des 
Volkes entschieden, daß die Entlassung aus dem Nordwestkranken-
haus der Stif tung Hospital zum heiligen Geist Rechtens wäre, weil 
durch die Sendung der Arbeitsfrieden gestört gewesen sei. Am 
16. April 1971 wurde ich wegen der Kritik in der Fernsehsendung aus 
der Deutschen Gesellschaft für Chirurgie ausgeschlossen. 

Seit dem 15. Juli 1971 arbeite ich wieder als chirurgischer Assi-
stenzarzt der Johann-Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt , um 
die Fachausbildung endlich abzuschließen. Mein neuer Arbeitsver-
trag, Ergebnis zäher Verhandlungen, in deren Verlauf ich es ab-
lehnte, eine Wohlverhaltenserklärung zu unterschreiben, enthält 
folgende Nebenabrede: 

„Das Arbeitsverhältnis verlängert sich — ohne daß es einer neuen 
schriftlichen Vereinbarung bedarf — bis längstens 14. 1. 1972, wenn 
bis 14. 10. 1971 die Facharztweiterbildung nicht abgeschlossen wer-
den kann." Es ist also möglich, daß ich in 3 Monaten wieder arbeits-
los sein werde, dann allerdings als Facharzt f ü r Chirurgie. Es ist 
auch möglich, daß ich in 6 Monaten wieder arbeitslos sein werde, 
ohne die Ausbildung abgeschlossen zu haben. Der Arbeitsplatz eines 
Assistenzarztes ist unsicher, wenn er sein Recht auf freie Meinungs-
äußerung zum Hinweis auf Mißstände im Gesundheitswesen benutzt, 
genauso unsicher wie der Arbeitsplatz eines Arbeiters, der Miß-
stände in seinem Berufsbereich auf ihre politischen Ursachen zurück-
zuführen versucht. 

Wenn ich erzählen soll, was ich seit dem 20. September 1970 er-
lebte, fällt es mir schwer auszuwählen und zu ordnen. Ich stecke noch 
mitten im Konflikt. Die Ergebnisse der Auseinandersetzung an mei-
nem alten Arbeitsplatz folgen mir an meinen neuen Arbeitsplatz. 

Ich muß hintereinander erzählen, was gleichzeitig stattfand. Ich 
muß versuchen zu erklären, wie ich als einzelner in die Rolle des 
Erzählers geraten bin. Es ist schwierig, die Situation im Frankfur ter 
Gesundheitswesen, die Auseinandersetzungen am Arbeitsplatz und 
die konzertierte Reaktion der ärztlichen Standesorganisationen in 
getrennten Abschnitten zu behandeln, ohne den inneren Zusammen-
hang der Ereignisse zu verlieren und die Verhältnismäßigkeit der 
Bedeutung der verschiedenen Bereiche zu wahren. 

Der Mechanismus der Kriminalisierung von Kritik und der Perso-
nalisierung des Konflikts hat so gut funktioniert, daß vom Frank-
fur te r Krankenhauskonflikt, der ein Ausdruck der sich auch in Rand-
bereichen verschärfenden Klassengegensätze ist, der „Fall Mausbach" 
übriggeblieben ist. Andererseits bot natürlich der Mechanismus der 
Personalisierung auch Vorteile. Die UnVerhältnismäßigkeit der Diszi-
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plinierungsmaßnahmen t ra t am spektakulären Einzelfall besonders 
deutlich hervor und leitete einen Umschwung der öffentlichen Mei-
nung zugunsten des sich wehrenden einzelnen ein, sobald die geschil-
derten Mißstände durch eine Serie von Parallelbeobachtungen be-
stätigt wurden1 . 

Nach einer Skizze der Vorgeschichte des Frankfur te r Kranken-
hauskonfliktes werde ich das Wichtigste in der zeitlichen Reihen-
folge berichten und dabei, soviel wie möglich, aus Tagebuchnotizen 
und Dokumenten zitieren. 

Unruhe im Frankfurter Gesundheitswesen 
Während in das südlich des Mains gelegene Klinikum der Johann-

Wolfgang-Goethe-Universität im Zusammenhang mit der antiauto-
ritären Studentenrevolte erste Mitbestimmungsansätze und vorsich-
tige Strukturreformen nach Art des Ulmer Modells eingebracht wor-
den waren, begann es nördlich des Mains in den kommunalen Kran-
kenhäusern der Stadt zum Jahreswechsel 1969/70 gerade erst zu 
gären2 . 

In vielen Häusern wurde die tariflich festgesetzte Arbeitszeit nicht 
eingehalten, waren unbezahlte Überstunden zur Selbstverständlich-
keit geworden. Tag- und Nachtdienst mehrmals um die Uhr, Unter-
bezahlung, rüder militärischer Ton der „Akademiker" gegenüber 
dem Pflegepersonal, miserable Unterbringung in kasernenartigen 
Personalheimen, in denen selbstherrliche Verwaltungschefs gelegent-
lich auch eine Razzia abhielten, trugen zur weiteren Verknappung 
des Pflegepersonals bei, wodurch wiederum die Belastung der Ver-
bliebenen zunahm. Um die Krankenversorgung nicht völlig zusam-
menbrechen zu lassen, mußten Putzkolonnen und Hol- und Bringe-
dienst mit italienischen und jugoslawischen Gastarbeitern aufge-
füll t werden und über ein recht undurchsichtiges Vertragssystem 
südkoreanische Krankenschwestern angeheuert werden. In fast allen 
Krankenhäusern der Stadt protestierten einzelne oder Gruppen von 
Krankenschwestern, Pflegern und Ärzten gegen die unerträglichen 
Arbeitsbedingungen, gegen Unfähigkeit und Willkürmaßnahmen von 
Krankenhausverwaltungen und gegen die Tatsache, daß dem jähr-
lichen Millionendefizit der größeren Häuser Millioneneinkommen 
einiger Chefärzte gegenüberstanden. 

1 Siehe dazu e t w a : Menoci i -Verdacht bestät igt , Der Spiegel 19, 1971 
S. 200. 

2 Wie schon a u s d e m N a m e n ersichtlich, hande l t es sich bei v ie len d i e -
ser Ans t a l t en u m sog. „konfessionel le" Häuser bzw. u m säku la r i s i e r t e , 
u r sprüng l ich k le r ika le S t i f t u n g e n : Diakon i s senkrankenhaus , St. E l i sa -
b e t h e n k r a n k e n h a u s , Hospi ta l z u m hei l igen Geist, St. K a t h a r i n e n k r a n k e n -
haus , K r a n k e n h a u s der b a r m h e r z i g e n Brüder , K r a n k e n h a u s M ü h l b e r g der 
Diakon i s senans ta l t Be than ien , K r a n k e n h a u s Bethanien , St. M a r i e n k r a n -
kenhaus , St. M a r k u s k r a n k e n h a u s usw. — Reste des konfess ione l len E i n -
f lusses besonders im P f l egesek to r t r agen dazu bei, daß fossile s tändische 
u n d hierarchische S t r u k t u r e n t ro tz der Offensicht l ichkei t der F u n k t i o n s -
b e h i n d e r u n g we i t e r mi tgeschleppt w e r d e n . 
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In einigen der Frankfur te r Krankenhäuser bildeten sich Zirkel von 
Krankenschwestern und Ärzten, die diese Mißstände diskutierten. 
Die Basisgruppe Medizin in Frankfur t koordinierte die einzelnen 
Gruppen in einer zentralen Auffanggruppe, in der versucht wurde, 
die beobachteten Mißstände auf die ihnen zugrundeliegenden ökono-
mischen und politischen Bedingungen zurückzuführen8 . 

Eine der Hauptquellen der Unzufriedenheit der Kranken und des 
Personals in den Krankenhäusern war damals wie heute die unter-
schiedliche Behandlung von Privatpatienten und Kassenpatienten4 . 
Eine Anregung Heinrich Hemsaths (1959—69 hessischer Minister fü r 
Arbeit, Volkswohlfahrt und Gesundheitswesen) aufgreifend, hatte 
der Hanauer Landrat Martin Woythal aus Anlaß der Planung eines 
neuen Kreiskrankenhauses im Landkreis Hanau das Thema „Klas-
senloses Krankenhaus" zu einem der Hauptthemen hessischer Sozial-
politik gemacht. Am 14. 4. 1970 fand im Frankfur te r Cantatesaal eine 
Podiumsdiskussion der Humanistischen Union über das Thema 
„Klassenloses Krankenhaus" statt, in der Martin Woythal seine 
Planungskonzeption5 verteidigte. Bei dieser Diskussion war eigent-
lich vorgesehen, die Fragwürdigkeit sozialdemokratischer Reform-
politik mit Woythal zu diskutieren und gleichzeitig Anregungen zu 
geben fü r eine inhaltliche Erweiterung seines Konzepts um die Be-
reiche Präventivmedizin, Arbeitsmedizin und Erforschung gesell-
schaftlich bedingter Krankheitsentstehung6 . 

Aber wie schon f rüher 7 mußte auch an diesem Abend zunächst 
einmal die Polemik ärztlicher Standesvertreter zurückgewiesen wer-

3 Z u r Arbe i t der Bas i sg ruppe s iehe auch „Kri t i sche Mediz in" 1/1969 ff . , 
F r a n k f u r t / M a i n . 

4 I m A u f t r a g des „Spiegel" f r a g t e das Wiesbadene r I F A Ins t i t u t e inen 
r e p r ä s e n t a t i v e n Querschni t t der bundesdeu t schen B e v ö l k e r u n g : S ind Sie 
f ü r die A b s c h a f f u n g der Klassen in den K r a n k e n h ä u s e r n ? Von j e 100 B e -
f a g t e n a n t w o r t e t e n 75 mi t J a , 19 mi t Nein. Zi t ier t nach Woytha l , Das Klas -
senlose K r a n k e n h a u s , e ine Zwischenbilanz, Hrsg. L a n d r a t s a m t H a n a u a m 
M a i n 1971. 

5 1. A u f h e b u n g de r E in te i lung in Klassen, 2. Bese i t igung de r ü b e r -
l eb ten Chefa rz th ie ra rch ie u n d E i n f ü h r u n g e iner demokra t i schen O r g a n i -
sa t ions - u n d F ü h r u n g s s t r u k t u r auf der Basis der T e a m a r b e i t u n d d e r 
kol legia len Le i tung , 3. A b s c h a f f u n g des p r iva ten Liqu ida t ionsrech tes u n d 
Vere inhe i t l i chung der Pf legesätze , 4. Verk le ine rung der Fachbere iche auf 
m a x i m a l 80—100 Bet ten , 5. Var iab le u n d f r e i e Besuchszeit, 1 - u n d 2 - B e t t -
z i m m e r m i t s a n i t ä r e n Anlagen , Telefon, verschiedene Speisen f ü r alle. 

6 S iehe dazu Michael Regus, Kr i t i k des „Klassenlosen K r a n k e n h a u s e s " , 
Kr i t i sche Medizin, F r a n k f u r t , Apr i l 1970 u n d Michael Regus, Das K r a n -
k e n h a u s im gesel lschaft l ichen Widerspruch , in „Blä t ter f ü r deu tsche u n d 
i n t e rna t i ona l e Pol i t ik" , H e f t 10/1970, Köln. 

7 S t e l l u n g n a h m e n ärz t l icher S t a n d e s v e r t r e t e r z u m T h e m a K l a s s e n -
loses K r a n k e n h a u s : F r a n k f u r t e r Rundschau 1. 4. 69: Der Vizepräs iden t d e r 
L a n d e s ä r z t e k a m m e r , Dr. Bechthold, Vors i tzender des M a r b u r g e r B u n d e s 
in Hessen, m e i n t zu der F o r d e r u n g Woythals , w e n n sie ve rwi rk l i ch t 
w ü r d e , sei dies ein Rückschri t t . Die F o r d e r u n g nach e inem k lassen losen 
K r a n k e n h a u s sei im G r u n d e asozial. D e n n de r P a t i e n t wol l te nicht v e r -
e inhei t l icht b e h a n d e l t w e r d e n . Als Folge davon e n t s t ü n d e n d a n n P r i v a t -
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den, so daß es zu einer Diskussion der sachlichen Probleme nur am 
Rande kam 8 . 

Nach dieser Veranstaltung kam ein Mitarbeiter von Radio Bremen, 
Ramon Gill, zu mir, berichtete von dem geplanten Feature „Halbgott 
in Weiß", beklagte sich, daß er kritische Stellungnahmen zu den 
Arbeitsbedingungen in den Krankenhäusern kaum habe aufnehmen 
können, weil bei den Krankenschwestern und angestellten Ärzten 
die Angst vor Repressionen offensichtlich sehr groß wäre. Gill wollte 
in dieser Sendung vor allem die hierarchische Rangordnung in den 
Institutionen des Gesundheitswesens und den Anachronismus der 
Chefarztallmacht angreifen9 . 

k r a n k e n h ä u s e r , d ie n u r den Reichen z u r V e r f ü g u n g s tünden . Der Vize-
p r ä s i d e n t l ieß jedoch u n e r w ä h n t , daß solche P r i v a t k r a n k e n h ä u s e r bere i t s 
u n t e r d e m gegenwär t i gen Sys tem des K l a s s e n k r a n k e n h a u s e s bes tehen . 
D e r G e s c h ä f t s f ü h r e n d e Arz t de r hessischen L a n d e s ä r z t e k a m m e r , Dr. R h e i n -
dorf , a n t w o r t e t e auf den Vorschlag des H a n a u e r L a n d r a t e s Woytha l s u. a. 
m i t fo lgenden A u s f ü h r u n g e n : „Nun gut , w e n n de r L a n d r a t sich nicht 
davon a b b r i n g e n läßt , ein klassenloses K r a n k e n h a u s zu bauen , w i r d e r 
sicher z u m Segen u n s e r e r Wir t schaf t a lsbald e in k lassen loses A u t o s teuern , 
e inen k lassenlosen Pe r sonenzug bes te igen u n d sich in e inem klassenlosen 
T h e a t e r m i t de r le tz ten Reihe begnügen. Und d a s soll r u h i g se ine Sache 
sein. Hof fen t l i ch h a t er dabe i bedacht , daß i h m selbs t se in klassenloses 
K r a n k e n h a u s z u k ü n f t i g nicht m e h r das Pr iv i leg b ie te t , das von i h m v o r -
h e r b e s t i m m t e Einzelz immer , d e n Chefarz t , den es d a n n nicht m e h r gibt, 
u n d die ü b r i g e n P f l e g e k r ä f t e zu bes t immen, die derze i t noch kopf s t ehen , 
w e n n de r höchste B e a m t e des Kre ises sich wegen Unpäß l ichke i t den A r z t 
seines V e r t r a u e n s zur Sei te n i m m t . Das ist d a n n vorbei , u n d d ie k l a s sen -
lose Gesel lschaf t ist 's, in die sich der H e r r L a n d r a t ebenso w i e d e r H e r r 
Minis te r auch als Pa r te ipo l i t ike r e inzure ihen haben . " 

8 Inzwischen schrei tet übr igens , obwohl sich an den Pr iv i leg ien d e r 
P r i v a t p a t i e n t e n in den öf fent l ichen K r a n k e n h ä u s e r n k a u m e t w a s g e ä n d e r t 
ha t , d ie P r iva t i s i e rung medizinischer Ins t i tu t ionen f o r t : So behe r r schen 
e t w a S iemens u n d All ianz die Deutsche Kl in ik f ü r Diognas t ik in Wies-
baden . Toch t e rg ründungen in Osnabrück u n d B a d Wiessee sind gep lan t . 
I n „Metal l" 16, 71, S. 15 ber ichte t A l f r e d Schmidt , daß eine amer ikan i sche 
F i r m e n g r u p p e in Ber l in ein diagnostisches Z e n t r u m err ichte t h a b e u n d 
daß das f ü r 120 Fachärz te gep lan te „norddeutsche F a c h a r z t z e n t r u m " in 
H a m b u r g m i t fo lgendem T e x t u m A k t i o n ä r e w i r b t : „ Inves t i e ren Sie in 
den s ichers ten Beruf der Welt ." 
„Die K r a n k h e i t h a t i m m e r H o c h k o n j u n k t u r . . . " 
„Der Arz tbe ru f k e n n t ke ine Kr i sen . . . " 
„Es fä l l t nicht u n t e r die Schweigepflicht , daß in u n s e r e m Beruf gu t v e r -
d i en t w i rd . A u s g u t e m Grund . " 

9 Z u Beginn d e r S e n d u n g „Halbgot t in Weiß" w i r d e ine typische C h e f -
vis i te m i t r i e s igem „Fluor a lbus" gezeigt (Fluor a lbus = w e i ß e r Ausf luß , 
so n e n n t de r K l i n i k j a r g o n den Kometenschweif der Assis tenten) . K o m -
m e n t a r : „Vis i te -Ass is tenten u n d Oberä rz te im Gefolge, schrei te t m a n c h e r 
deu t sche Chefarz t , d ie Grenze zwischen Schauspieler , ab so lu t em F ü r s t e n 
u n d Arz t verwischend, zu r Visite. Is t dies nicht e ine Schauste l lung, d ie 
geeignet scheint, d e m P a t i e n t e n die Bedeutung , A u t o r i t ä t u n d Wichtigkei t 
der P e r s o n des Chefs zu demons t r i e ren? Ist es n icht Ze leb r i e rung von 
A u s d r u c k s f o r m e n e ine r ü b e r h o l t e n Zeit? Ein Sys tem, das sich a ls E r b e 
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Meine Freunde und ich wiesen Gill darauf hin, daß eine Kritik des 
hierarchischen Rangsystems nur im Zusammenhang mit einer Kritik 
der Ökonomie des Gesundheitswesens sinnvoll wäre und machten 
fü r unsere Teilnahme an der Sendung zur Bedingung, daß uns Ge-
legenheit gegeben würde, auf die das Gesundheitswesen bestimmen-
den Klassengegensätze hinzuweisen, um von den Mißständen im 
Gesundheitswesen ausgehend die Mißstände im Sozialsektor als 
systembedingt erklären zu können. Gill stimmte zu. Einige Wochen 
später wurden die Stellungnahmen eines Medizinstudenten, einer 
Krankenschwester und von 2 Assistenzärzten fü r die Sendung auf-
genommen. Die 3 anderen wurden später gestrichen, von meiner 
Stellungnahme blieb ein knappes Viertel übrig. 

Unterdessen hatte sich die Situation im Frankfur te r Gesundheits-
wesen weiter zugespitzt. In seiner Antrittsrede hatte der neue Ober-
bürgermeister der Stadt, Walter Möller, eine Reihe von Gedanken 
zur Reform des Krankenhauswesens vorgetragen, die der Konzeption 
Martin Woythals sehr ähnlich waren, und ein St ruktur- und Ent-
wicklungsplan fü r die Frankfur ter Krankenhäuser angekündigt10 . 

Die hessische SPD bereitete sich mit dem Slogan „Klassenloses 
Krankenhaus" auf die Landtagswahlen im Herbst 1970 vor. Zu Zen-
tren der Diskussion am Arbeitsplatz entwickelten sich das Nordwest-
krankenhaus und das Städtische Krankenhaus Höchst. 

Im Nordwestkrankenhaus der Stiftung Hospital zum heiligen Geist 
bildeten die Assistenzärzte ohne Rücksicht auf Beschwörungen und 
Drohungen von Chefärzten11 ein Assistentenkollegium und nahmen 
Verbindung zu den Assistentenvertretungen des Klinikums der Jo-
hann-Wolfgang-Goethe-Universität und des Städtischen Kranken-
hauses Höchst auf. 

großer deutscher Mediz iner entwickel te , d ie zum e r s t a r r t en Leitbi ld der 
nachfo lgenden Che fa rz tgene ra t i onen w u r d e n . Dem Gesellschaftsideal des 
v e r g a n g e n e n J a h r h u n d e r t s verpf l ichte t , ist es f ü r die m o d e r n e Medizin 
ein Anachron ismus ." 

10 Zi ta t aus Möllers Ant r i t t s r ede , F r a n k f u r t e r Rundschau vom 11. 7. 70: 
„Kla re F unk t i ons t e i l ung de r K r a n k e n h ä u s e r u n d ih re r S ta t ionen — zur 
opt imalen A u s n u t z u n g der kostspie l igen technischen A u s r ü s t u n g und zum 
zweckmäßigs ten Einsa tz des Personals . Ablösung der Al le inher r schaf t der 
C h e f ä r z t e durch eine m e h r kol legiale Lei tung, durch Di rek to r ium und 
K r a n k e n h a u s k o n f e r e n z . Gleiche Bed ingungen f ü r al le P a t i e n t e n bei der 
Behand lung , der U n t e r b r i n g u n g u n d Verpf legung , ohne Rücksicht auf ih re 
K a s s e n - oder Klassens i tua t ion . Angemessene Bete i l igung al ler Ärz te u n d 
P f l e g e k r ä f t e a n d e n in den K r a n k e n h ä u s e r n erzie l ten p r i v a t e n Nebene in-
k ü n f t e n . " 

11 Prof . Dr. med. E. U n g e h e u e r : „Wozu b rauch t I h r eine Ass i s t en ten-
v e r s a m m l u n g , seid I h r e twa nicht zu f r i eden mi t m i r ? " Prof . Dr. med. 
R. A l t m a n n : „Es s teh t I h n e n f re i , in die N P D oder D K P oder in die a n d e -
r e n demokra t i schen P a r t e i e n zu gehen, d ie s ind al le zugelassen, abe r ich 
e r l a u b e ke ine Ass i s t en t enkonfe renz mehr , denn das ist Anarchie . Solange 
in de r BRD D e m o k r a t i e ist, u n d nicht Anarchie , bes t imme ich in dieser 
Kl inik . Die Ass i s t en t enkonfe renz ist tot, Sie k ö n n e n als K a f f e e k r ä n z c h e n 
wei te rex i s t i e ren . " 
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Für das Städtische Krankenhaus Frankfurt-Höchst legten der 
Oberarzt der Neuropsychiatrie, Dr. Peter Wallauer, und die Stations-
schwester Ursula Granget am 20. 8. 1970 einen Stufenplan zur Struk-
turreform vor, der besonders die Bedürfnisse der Kranken betonte '2. 

Peter Wallauer und Ursula Granget, die schon vorher wegen ihres 
Eintretens fü r eine Gruppe von Ersatzdienstleistenden mit Entlas-
sung bedroht worden waren, wurden durch ein systematisches Kes-
seltreiben der Verwaltung und einiger leitender Ärzte, die auf den 
schwankenden Personalrat einwirkten, unter persönlicher Diffamie-
rung von ihren Arbeitsplätzen verdrängt. Die daran anschließenden 
Streiks der Krankengymnastikschule und des Krankenhauskinder-
gartens zeigten deutlich genug, daß die Arbeitsbedingungen uner-
träglich und Reformen überfällig waren. Als sich ähnliche Ausein-
andersetzungen an anderen Frankfurter Krankenhäusern andeuteten 
und Streikdrohungen ausgesprochen wurden, beeilte sich der zustän-
dige Sozialdezernent, Stadtrat Gerhardt (CDU), wenigstens verbal 
auf die sozialdemokratische Reformlinie einzuschwenken. Gleich-
zeitig setzten gezielte Disziplinierungsmaßnahmen gegen diejenigen 
Medizinstudenten, Krankenschwestern und Ärzte ein, die sich an der 
öffentlichen Diskussion der Mißstände beteiligt hatten. Fristlos ge-
kündigt wurden nur die 7 Kinderkrankenschwestern in Höchst, die 
fü r eine Verbesserung der Zustände im Kindergarten gestreikt hat-
ten. Auf Grund einer Entscheidung des Frankfur te r Arbeitsgerichts 
wurden den Betroffenen später Entschädigungen zugesprochen, die 
fristlosen Entlassungen in fristgerechte Kündigungen umgewandelt 
und die Zeugnisse neu geschrieben. 

Als am 20. September 1970 der Film „Halbgott in Weiß" vom 
Ersten Deutschen Fernsehen ausgestrahlt wurde, war von meiner, 
hier vollständig wiedergegebenen Stellungnahme (I und II) nur die 
zweite Hälfte (II) übriggeblieben: 

I 

Klassengegensä tze sind auch in den Ins t i tu t ionen des G e s u n d -
he i t swesens oberflächlich verschleier t durch Ideologie u n d P r a x i s 
sogenann te r sozialer Gerechtigkeit . Klassen in te resse ist v e r a n t w o r t -
lich f ü r die Be ibeha l tung mit te la l ter l icher , an t idemokra t i scher R a n g -
o r d n u n g e n in den K r a n k e n h ä u s e r n , bei den Schwestern , den Ärz t en 
u n d in d e r Verwa l tung . 

12 Zi ta t aus d e m S tu fenp lan , S. 3: „Der K r a n k e m u ß von d e m Z w a n g 
z u r U n t e r t ä n i g k e i t be f r e i t werden . Der Kl in ikbe t r i eb m u ß f ü r ihn du rch -
schaubar gemacht w e r d e n mi t dem Ziel, i hm eine a k t i v e Bete i l igung a m 
K r a n k e n h a u s b e t r i e b , an se iner Behand lung u n d a m organisa tor i schen A b -
lauf zu ermöglichen. Durchschaubarmachen he iß t u. a. : a) we i tgehende 
A u f k l ä r u n g de r K r a n k e n durch Ärz te und Schwes te rn ü b e r al le f ü r ihn 
bedeu tungsvo l l en Vorgänge, b) Ve rme idung e iner f ü r den P a t i e n t e n u n -
vers tänd l ichen Fachsprache in seiner Gegenwar t , c) E in r i ch tung einer 
mediz in ischen Laienbib l io thek , d) D u r c h f ü h r u n g von Gruppengesp rächen 
zwischen al len Pa t i en t en , Ärz t en u n d Schwestern de r e inzelnen Sta t ionen, 
u m g e m e i n s a m e P r o b l e m e zu besprechen." 
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Die v e r s t e i n e r t e n R a n g o r d n u n g e n s ind Lei t schienen de r F o r m i e -
r u n g von oben nach un t en . Ü b e r diese Lei t l in ien d r i n g e n z .B . die 
E in f lü s se d e r p h a r m a z e u t i s c h e n - u n d Mediz inge rä te indus t r i e mi t 
e i n e m M i n i m u m a n R e i b u n g ein. 

„Gesundhe i t is t ein Z u s t a n d vo l l s t änd igen physischen, geis t igen 
u n d sozialen Woh lbe f indens u n d nicht d ie b loße A b w e s e n h e i t von 
K r a n k h e i t oder Gebrechl ichkei t . Der G e n u ß des höchs ten erreich-
b a r e n N iveaus von Gesundhe i t ist e ines d e r f u n d a m e n t a l e n Rechte 
j edes Menschen o h n e Unterschied v o n Rasse, Religion, poli t ischer 
Uberzeugung , ökonomischer u n d sozialer S te l lung" (WHO-Cons t i -
t u t i o n 1946). W e r h a t ein In te resse d a r a n , d a ß d ieser u m f a s s e n d e r e 
Gesundhe i t sbegr i f f v e r d r ä n g t w i r d durch d i e b loße Wiede rhe r s t e l -
l u n g d e r Arbe i t s f äh igke i t durch R e p a r a t u r l e i s t u n g e n ? Der jen ige , 
dessen P r o f i t dadu rch geminder t wi rd , d a ß K r a n k h e i t u n d B e h a n d -
lung d e n P a t i e n t e n aus seiner Rol le i m P roduk t ionsp rozeß h e r a u s -
re ißen, de r U n t e r n e h m e r , d e m die be re i t s g e k a u f t e A r b e i t s k r a f t 
du rch K r a n k h e i t ausfä l l t . (Auch diese P r o b l e m a t i k w i r d durch Ideo-
log is ie rung u n d F o r m i e r u n g von oben nach u n t e n v e r d r ä n g t . Die 
h ierarchische S t r u k t u r er le ichter t d iesen Verdrängungsprozeß . ) Die 
Mach t fü l l e des Ord ina r iu s u n d Chefa rz t e s is t die K l a m m e r , d ie alles 
z u s a m m e n h ä l t . 

F a s t u n u m s c h r ä n k t e En t sche idungsgewal t in organisa tor ischen, 
persone l len u n d medizinischen F r a g e n v e r b u n d e n mi t d e r H e r r -
schaf t ü b e r die Ausb i ldung u n d d e m Recht, im R a h m e n des ö f f e n t -
l ichen Diens tes e in P r i v a t u n t e r n e h m e n zu be t re iben , v e r b u n d e n m i t 
de r B e s t i m m u n g d e r Forschungsr ichtung. 

I m Z w a n g e der Anpas sung u n d U n t e r w e r f u n g u n t e r den Wil len 
d e r Spi tze ve r schwimmen die G r u n d r e c h t e de r Ver fas sung . B e s o n -
de r s vor einigen Unive r s i t ä t sk l in iken k ö n n t e m a n , ähnl ich wie es 
vor Be t r i eben schon geschehen ist, das Schild aufs te l l en : Achtung , 
Sie ver lassen den demokra t i schen Sek tor der Bundes repub l ik . Ich 
ve rwe i se auf das M a r b u r g e r Mani fes t der P ro fe s so ren gegen D e m o -
k ra t i s i e rung der Hochschulen, auf den S k a n d a l u m den P ro fes so r 
f ü r Ch i ru rg ie M a u r e r an der TH München, der das Wor t gep räg t 
h a t : „Demokra t i s i e rung de r Kl in ik ist Bockmist ." 

I I 

D e r K a m p f u m L a u f b a h n , Macht , P res t ige u n d Geld w i r d auch 
auf d e m Rücken d e r P a t i e n t e n ausge t ragen . Einige Beispiele von 
v ie len : 
1. E x p e r i m e n t e a m Menschen d ü r f t e n nach d e m Sinngehal t u n s e r e r 

V e r f a s s u n g n u r nach A u f k l ä r u n g u n d Einwi l l igung der B e t r o f f e -
n e n d u r c h g e f ü h r t w e r d e n ; ich sage d ü r f t e n . 

2. Kommerz ie l l e In t e re s sen f l i eßen gelegentl ich sogar u n m i t t e l b a r in 
die Opera t ionsen t sche idung ein, ohne daß d i e B e t r o f f e n e n davon 
e t w a s ahnen . 

3. Mi t der Gefä l l igkei t spubl iz is t ik f ü r die pha rmazeu t i sche Indus t r i e , 
f ü r die die K r a n k e n als Versuchsobjek t d ienen, k ö n n t e m a n e ine 
ganze pseudowissenschaf t l iche Bibl io thek fü l l en . 
Dieses S y s t e m produz ie r t Unse lbs tändigke i t , K a r r i e r i s t e n t u m u m 

j e d e n Pre is , gebrochenes Rückgra t a m Fl ießband . Der Assis tenzarzt , 
d e r u n t e r solchen Bed ingungen sich z u m Obe r a r z t hochgekrochen 
ha t , w i r d a ls C h e f a r z t im K r e i s k r a n k e n h a u s die Las t de r e r l eb ten 
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D e m ü t i g u n g e n auf se inen neuen , i h m w i e d e r u m hi l f los ausge l i e fe r -
t e n U n t e r g e b e n e n abwälzen . 

E in Teufe l skre i s , d e n w i r endlich d u r c h b r e c h e n müssen . 

Die Vers tümmelung meiner Stel lungnahme und die Isolierung aus 
einer größeren Gruppe von Stel lungnahmen bilden die Grundlage 
f ü r die spätere Personalisierung und Kriminalis ierung bei der Aus-
einandersetzung am Arbeitsplatz. In dieser Beziehung glaubte 
ich damals keinen Grund zur Sorge zu haben, denn ich ha t te 
die Stel lungnahme in meiner Pr iva twohnung abgegeben, und die 
Sendung enthielt nicht den geringsten Hinweis auf meinen Arbeits-
platz, das Nordwestkrankenhaus der St i f tung Hospital zum heiligen 
Geist. Mit einer scharfen Reaktion der ärztlichen Standesorganisa-
tionen mußte allerdings gerechnet werden, obwohl die Sprecher der 
konservativen Ärzteschaft und der Standesorganisationen in der 
Sendung überrepräsent ier t und ausführlich zu Wort gekommen 
waren. 

Chronik eines Konflikts 
Vertreibung vom Arbeitsplatz 

21. September 1970 (Tag nach der Sendung „Halbgott in Weiß) — 
Als ich, etwas später als gewöhnlich, auf die Wachstation komme, ist 
alles wie gewöhnlich. Wir machen mit der Stationsschwester die 
morgendliche Visite, erledigen die Stationsroutine, bereiten uns auf 
die Übernahme der Frischoperierten vor. Ein mit auf der Wach-
station arbei tender Assistenzarzt (auf Namensnennung wird auch 
im folgenden überal l dort verzichtet, wo f ü r die Betreffenden 
Schwierigkeiten am Arbeitsplatz entstehen könnten) erzählt mir 
beiläufig, daß Prof. Ungeheuer schon bei der morgendlichen Rönt-
genbesprechung gegen die Sendung „Halbgott in Weiß" gewetter t 
und von „Diffamierung der gesamten deutschen Ärzteschaft" ge-
sprochen habe. Im Laufe des Tages kommen mehrere junge Kolle-
gen zu mir, um über den Inhalt der Sendung zu diskutieren. Die 
allgemeine Meinung scheint zu sein, daß die kritischen Passagen in 
der Sendung als berechtigt und notwendig angesehen werden. 

Gegen 17 Uhr werde ich von der Wachstation in das Arbeitszimmer 
von Prof. Ungeheuer gerufen. In Gegenwart des leitenden Ober-
arztes Dr. März und des Assistenzarztes Dr. Schade wi r f t mir der 
leitende Arzt der Chirurgischen Klinik, Prof. Dr. Ungeheuer, vor, 
ich hä t te durch mein Auf t re ten in der Sendung und durch den Inhal t 
meiner Stel lungnahme die gesamte deutsche Ärzteschaft in den 
Schmutz gezogen, den Ärztestand diffamiert und das eigene Nest 
beschmutzt. Ungeheuer wiederholt immer wieder die Behauptung, 
die Kri t ik richte sich gegen die Verhältnisse in der Chirurgischen 
Klinik des Nordwestkrankenhauses und versucht, mich zu einem ent-
sprechenden Zugeständnis zu bewegen. Er gibt ohne weiteres zu, daß 
er die Sendung nicht gesehen hat und ihren Inhalt nur aus Erzählun-
gen anderer kennt . Ich lehne seine Interpretat ion ab, verweise auf 
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die umfangreiche Literatur zu den benannten Mißständen im Ge-
sundheitswesen, betone, daß ich meine Stellungnahme in meiner 
Privatwohnung abgegeben habe, daß mein Arbeitsplatz in der Sen-
dung nicht genannt ist und daß die Sendung an keiner Stelle auf das 
Krankenhaus Nordwest Bezug nimmt. Ich versuche zu erklären, daß 
es in der Sendung gar nicht darum ging, einzelne Ärzte fü r die Miß-
stände im Gesundheitswesen verantwortlich zu machen, daß versucht 
worden war, auf die Ursachen der Misere hinzuweisen und daß es 
gerade den Frankfur ter Teilnehmern an der überregional konzipier-
ten Sendung in erster Linie darum gegangen war, die ins Gesund-
heitswesen hineinwirkenden Klassengegensätze anzusprechen, ein 
Konzept, mit dem wir uns zugegebenermaßen gegen den Regisseur 
der Sendung nicht genug hatten durchsetzen können. 

Prof. Ungeheuer besteht darauf, daß die in der Sendung mitwir-
kenden Assistenzärzte die Standessolidarität verletzt haben. Ich ant-
worte, daß jeder, dem an der Beseitigung der Misere im Gesundheits-
wesen gelegen sei, die durch die Sendung in Gang gekommene Dis-
kussion begrüßen müsse. Voraussetzung dazu sei eine kritische Über-
prüfung der Beziehung zwischen Arzt und Kranken. Ich frage Unge-
heuer, ob er denn nie die Einteilung der Kranken in Privatpatienten 
und Kassenpatienten als beschämend empfunden habe. Er wieder-
holt, er entziehe mir sein Vertrauen, betont jedoch, auf meine aus-
drückliche Frage, daß er an meiner ärztlichen Arbeit nichts auszu-
setzen habe. Auf der Station treffe ich die notwendigen Anordnun-
gen fü r den Abend. 

25. 9. 1970 — An die chirurgischen Assistenten des Nordwestkran-
kenhauses wird ein Fragebogen verteilt. Angeheftet an den Frage-
bogen ist der geringfügig veränderte Text meiner Aussage im Fern-
sehen. (In der 1. Instanz des Arbeitsprozesses stellte sich durch Be-
fragen des leitenden Oberarztes Dr. E. März heraus, daß dieser Text 
vom Präsidenten der hessischen Landesärztekammer, Dr. Stroh, 
stammte, der die Sendung auf Tonband aufgenommen hatte und den 
durch Abhörfehler etwas verstümmelten Text meiner Stellungnahme 
an die Leitung der Chirurgischen Klinik weitergegeben hatte.) 

Der Fragebogen hatte folgenden Wortlaut: 

Sind Sie d e r Meinung, d a ß be i d e n P r i v a t p a t i e n t e n der C h i r u r -
gischen Kl in ik die P ro f i t such t des Chefa rz tes be i de r Ind ika t i ons -
s te l lung zu r Opera t ion e ine Rolle spiel t? 

j a / ne in 
H a b e n Sie in de r Chi rurg ischen Kl in ik des N o r d w e s t k r a n k e n -

hauses sogenann te „Gefä l l igke i t sgu tach ten" f ü r die pha rmazeu t i sche 
I n d u s t r i e erstel l t , oder kl inische Versuche Ein Pa t i en ten ohne d e r e n 
Einwi l l igung d u r c h g e f ü h r t ? 

j a / ne in 
G l a u b e n Sie, daß sogenanntes „heuchlerisches Kr i eche r tum" die 

Vorausse tzung f ü r den be ru f l i chen Aufs t i eg eines Ass is tenten d ieser 
Kl in ik ist? 

j a / ne in 
evtl. e igene Un te r sch r i f t 
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Von den 16 anwesenden chirurgischen Assistenten beantworteten 
13 den Fragebogen im gewünschten Sinne, einer läßt die Frage 3 
offen, zwei lehnen die Beantwortung ab. 

26. 9. 1970 — Auf der Kellertreppe t reffe ich einen jungen Kolle-
gen, der noch nicht sehr lange in der Klinik ist. Frage: „Na Dieter, 
hast Du auch den Fragebogen unterschrieben?" 

Darauf er: „Ich fühle mich wie ein Waschlappen, aber Du weißt 
ja, wir konnten nicht anders." 

28. 9. 1970 — Ich verteile an die Assistenzärzte eine Stellungnahme 
zu dem Fragebogen, in der noch einmal betont wird, daß die Sendung 
„Halbgott in Weiß" und meine Stellungnahme in der Sendung sich 
nicht auf bestimmte Orte und Personen bezog, daß die konkreten 
Beispiele in der Sendung nicht den Sinn haben konnten, strafrecht-
liche Tatbestände zu schaffen, sondern die allgemeinere Kritik an 
der Personalstruktur in den Institutionen des Gesundheitswesens 
anschaulich machen sollten. 

Schon morgens werde ich zu einer Besprechung ins Arbeitszimmer 
Prof. Ungeheuers gerufen, in der sich ziemlich genau die Szene vom 
Tage nach der Sendung wiederholt. Prof. Ungeheuer teilt mir mit, 
daß nicht nur er mir sein Vertrauen entziehe, daß nun auch die Ober-
ärzte und der überwiegende Teil der Assistenzärzte der Chirurgi-
schen Klinik kein Vertrauen mehr zu mir hätten und die Zusammen-
arbeit infolgedessen erschwert, wenn nicht gar unmöglich sei. Ich 
frage wieder, ob an meiner ärztlichen Arbeit etwas auszusetzen sei. 
Das wird verneint. Prof. Ungeheuer sagt, die Ursache des Vertrauens-
schwunds sei ausschließlich auf meine Teilnahme an der Sendung 
„Halbgott in Weiß" zurückzuführen. Dann teilt er mir mit, daß ich 
ab sofort meiner Stellung als Stationsarzt der Wachstation enthoben 
sei und auf Station 20 in nichtverantwortlicher Position als unter-
geordneter Assistenzarzt weiterarbeiten könne. Bei dieser Bespre-
chung macht Ungeheuer einen ziemlich unsicheren Eindruck. Er ver-
meidet jede Diskussion, versucht mir ständig das Wort abzuschnei-
den, wenn ich meinen Standpunkt zu erklären versuche; gibt keine 
Antwort auf meine Frage, ob ich diese Maßnahme als eine Strafver-
setzung und Degradierung betrachten dürfe. Ich teile noch am glei-
chen Tag der Verwaltung der Stiftung Hospital zum heiligen Geist 
und dem Personalrat die Maßnahme Prof. Ungeheuers gegen mich 
mit, bitte um Überprüfung der Rechtmäßigkeit dieser Maßnahme 
und wiederhole, daß meine Kritik in der Sendung sich nicht gegen 
einen konkreten Ort oder eine bestimmte Person gerichtet habe, son-
dern gegen die Misere des bundesrepublikanischen Gesundheits-
wesens. Ich arbeite unter Protest auf der Station 20 weiter. 

30. 9. 1970 — Die Kollegen auf der Station 20 haben zwar auch den 
Fragebogen in der von Prof. Ungeheuer gewünschten Weise beant-
wortet, verhalten sich aber mir gegenüber freundlich und kollegial. 
Schon zu Beginn der Arbeit wird mir unter der Hand zu verstehen 
gegeben, daß ich von Routineaufgaben entlastet werden soll, damit 
ich Zeit habe, alles Notwendige zur Verteidigung meines Arbeits-
platzes in die Wege zu leiten. 
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Ich verteile eine Erklärung, in der ich meine Teilnahme an der 
Sendung begründe, auf die Notwendigkeit der Kritik verweise und 
ihre Zielrichtung bezeichne. Letzter Abschnitt: 

„Ich f a s se diese M a ß r e g e l u n g als Degrad ie rung , D i f f a m i e r u n g und 
B e h i n d e r u n g m e i n e r Ausb i ldung auf u n d b in übe rd i e s de r Meinung, 
d a ß me in Recht auf f r e i e M e i n u n g s ä u ß e r u n g e ingeschränk t wi rd 
u n d d a s Recht auf I n f o r m a t i o n s f r e i h e i t b e r ü h r t ist. D e n n : w e n n 
zugelassen wi rd , daß die jenigen, d ie e ine K r i t i k a n gesel lschaft l ichen 
Z u s t ä n d e n in den öffent l ichen Medien vo r t r agen , a m Arbe i t sp la tz 
u n t e r Druck gesetzt u n d disz ipl in ier t w e r d e n , w i r d d i e öf fent l iche 
Me inungsb i ldung in u n v e r a n t w o r t l i c h e r Weise beh inder t . " 

1. 10. 1970 — Das Frankfur ter Anwaltskollektiv Riedel-Golzem-
von Plottnitz beantragt beim Frankfur te r Arbeitsgericht eine einst-
weilige Verfügung mit der Forderung, sämtliche Disziplinierungs-
maßnahmen Prof. Ungeheuers rückgängig zu machen. 

Ich werde vom Nachtdienst suspendiert, arbeite unter Protest 
weiter. Prof Ungeheuer nimmt in einem Rundfunkinterview Stellung 
zu der Auseinandersetzung und betont auf Befragen, daß die Diszi-
plinierung nur auf Grund der Äußerungen im Fernsehen erfolge. 
Für fachliche Kritik sei kein Anlaß. 

In der Nordweststadt bildet sich auf Grund der Empörung über 
die Maßregelung ein Solidaritätsausschuß Frankfur ter Bürger, der 
in seiner ersten Presseerklärung gegen die Verletzung des Rechts auf 
freie Meinungsäußerung und die Beeinträchtigung der Informations-
freiheit protestiert. 

Die Berichterstattung in den Frankfur ter Zeitungen vertieft die 
schon einsetzende Personalisierung. War es schon in der Sendung 
„Halbgott in Weiß" schwer, von den Randproblemen zur Ursache der 
Misere vorzudringen, so wird nun schon die Auseinandersetzung 
zweier Ärzte im Nordwestkrankenhaus in den Vordergrund gerückt. 

2. 10. 1970 — Die Assistenzärzte des Fachbereichs Medizin der 
Universität Frankfur t protestieren in einem offenen Brief an Prof. 
Ungeheuer gegen seine Maßnahmen und fordern eine Zurücknahme 
der Versetzung: „Ihr Vorgehen stellt eine unvertretbare und schwere 
Verletzung des Rechts auf freie Meinungsäußerung dar, das auch den 
.nachgeordneten' Krankenhausärzten zusteht." 

3. 10. 1970 —• Ich erhalte eine Stellungnahme der Oberärzte der 
Chirurgischen Klinik des Nordwestkrankenhauses vom 30. 9. 1970: 

Die von H e r r n Dr. Mausbach in de r o. g. F e r n s e h s e n d u n g gemach-
ten Aussagen en tha l t en w e d e r e ine polit ische noch eine sozia lkr i t i -
sche Aussage. Wi r s ind v i e lmehr de r Ansicht , d a ß seine gegenüber 
der Öf fen t l i chke i t vo rge t r agenen Ä u ß e r u n g e n die gesamte Ä r z t e -
schaf t auf das schwers te d i f f a m i e r e n u n d bele idigen u n d das V e r -
t r a u e n s v e r h ä l t n i s zu u n s e r e n P a t i e n t e n auf das schwers te schädigen. 
N i e m a n d k a n n u n s das Recht absprechen, d iese F o r m u l i e r u n g e n 
auch auf u n s zu beziehen, die w i r seit ü b e r 6 J a h r e n mi t Dr. M a u s -
bach an de r gleichen Kl in ik tä t ig s ind u n d dessen polit ische Einstel-
l u n g von u n s s te ts to ler ie r t w u r d e . 
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H e r r Dr. Mausbach h a t d a m i t d ie Bas is ve r t r auensvo l l e r Z u s a m -
m e n a r b e i t , d ie insbesondere im In t e r e s se der u n s a n v e r t r a u t e n P a -
t i en ten a n e ine r chirurgischen Kl in ik n o t w e n d i g ist, selbst ver lassen 
u n d zers tör t . E i n e we i t e r e Z u s a m m e n a r b e i t m i t i hm ist nicht m e h r 
möglich. 

Dieses Papier war von sämtlichen Oberärzten der Klinik unter-
schrieben und darüber hinaus unter dem Zusatz: „Wir erklären uns 
mit der Stellungnahme der Oberärzte inhaltlich voll einverstanden", 
von den Assistenzärzten der Chirurgischen Klinik unterzeichnet. 

5. 10. 1970 — Von 2 Kollegen des Frankfur te r ärztlichen Notdien-
stes wird mir berichtet, daß sie in der Nacht vom 4. zum 5. 10. mit 
dem Assistentenvertreter des Nordwestkrankenhauses, Dr. Schade, 
ein Gespräch geführt haben, in dem Dr. Schade gefragt worden sei, 
warum die Assistenzärzte der Chirurgischen Klinik sich nicht gegen 
die Fragebogenaktion gewehrt hätten. Dr. Schade habe geantwortet, 
daß die Assistenten unter Druck stünden und nur aus Angst vor 
ihrem Chefarzt so handelten. (Diese Aussage wurde am 13. 7. 1971 
von dem Zeugen Dr. S. Granitzka vor dem Frankfur ter Landes-
arbeitsgericht wiederholt.) 

Zitat aus einem Schreiben der Landesärtzekammer: 

„Hiermi t f o r d e r n w i r Sie auf , u n s bis z u m 15. Oktober 1971 
schrif t l ich — oder in den R ä u m e n de r L a n d e s ä r z t e k a m m e r vo r 
H e r r n Verwal tungsger i ch t sd i rek to r a. D. D o m b r o w s k i oder dessen 
V e r t r e t e r — zu Protokol l zu geben : 
1. Wo u n d a n welcher Stel le der B u n d e s r e p u b l i k w e r d e n E x p e r i -

m e n t e an Menschen du rchge füh r t ? 
2. Wo u n d an welcher Stel le in der B u n d e s r e p u b l i k f l i eßen k o m m e r -

zielle In te ressen u n m i t t e l b a r in die Opera t ionsen t sche idungen ein, 
ohne daß d ie B e t r o f f e n e n e twas davon a h n e n ? 

3. Wo u n d an welcher Stel le in der B u n d e s r e p u b l i k w e r d e n Gefä l l i g -
ke i t sgu tach ten f ü r die pha rmazeu t i sche I n d u s t r i e ers te l l t? 

Mit vorzüglicher Hochachtung, Rhe indor f . " 
(Geschä f t s füh re r d e r L a n d e s ä r z t e k a m m e r ) 

6. 10. 1971 — 21 Assistenzärzte der Frauenklinik und der Inneren 
Klinik des Nordwestkrankenhauses übergeben der Presse einen Brief 
an Prof. Ungeheuer: 

„Unbeschadet der f r e i en Meinungsb i ldung ü b e r die Aussagen des 
Kol legen Mausbach in der Fe rnsehsendung „Halbgot t in Weiß" u n d 
ü b e r seine spä t e r en öffent l ichen Ä u ß e r u n g e n zu d ie sem T h e m a e r -
k l ä r e n d ie Unterze ichne ten : 
1. Die v o m Lei te r de r Chirurgischen Kl inik , P ro f . Ungeheuer , zu 

d iesem T h e m a öffent l ich abgegebenen E r k l ä r u n g e n decken sich in 
wesent l ichen P u n k t e n nicht mi t der M e i n u n g d e r Unterze ichneten . 

2. Die Unte rze ichne ten sind der Ansicht, d a ß die Verse tzung des Ko l -
legen Mausbach, dessen fachliche Qua l i f ika t ion n ie in Fra.ge ge-
s te l l t w u r d e , n u r als S t r a f m a ß n a h m e a u f g r u n d seiner v e r f a s -
sungsmäß ig g a r a n t i e r t e n f re ien M e i n u n g s ä u ß e r u n g angesehen 
w e r d e n k a n n u n d mi t demokra t i schen Pr inz ip ien nicht zu v e r -
e i n b a r e n ist. 
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3. Die Unterzeichneten mißbilligen die unkollegiale Haltung der 
Chirurgischen Assistenz- und Oberärzte, die in der Verweigerung 
der kollegialen Zusamenarbeit ihren vorläufigen Höhepunkt ge-
funden hat." 

In den letzten Tagen sind eine ganze Reihe Solidaritätserklärun-
gen, die alle in ähnlicher Weise gegen die Verletzung von § 5 des 
Grundgesetzes protestieren, eingetroffen. 

7. 10. 1970 — Die Arbeit auf der Station 20 geht ohne Schwierig-
keiten vonstatten. 2 Patienten bitten um ein Gespräch mit mir, be-
richten über ihre persönlichen Erfahrungen in Krankenhäusern und 
meinen, daß die in der Sendung vorgetragene Krit ik bit ter notwen-
dig gewesen sei. 

Der Rat der Nichthabilitierten der Universität Frankfur t erklärt 
sich gegen die Disziplinierungsmaßnahmen Prof. Ungeheuers. 

8.10. 1970 — 22 Ärzte des Nordwestkrankenhauses, davon 12 Ober-
ärzte, richten ein Schreiben an den Senior des Pflegeamtes der Stif-
tung Hospital zum heiligen Geist, Stadtrat Gerhardt (CDU): 

„Wir mißbi l l igen u n d ve ru r t e i l en m i t Nachdruck die Ä u ß e r u n g e n 
des H e r r n Dr . Mausbach in der F e r n s e h s e n d u n g „Halbgo t t in Weiß" 
u n d f ü h l e n u n s dadurch persönlich d i f f a m i e r t . 

Wi r h a b e n d a h e r auch volles Ver s t ändn i s f ü r die H a l t u n g u n s e r e r 
chirurgischen Kollegen, nicht m e h r m i t Dr . Mausbach z u s a m m e n 
a rbe i t en zu wollen. 

Es w i r d ausdrückl ich festgestel l t , d a ß die f r e i e M e i n u n g s ä u ß e r u n g 
in u n s e r e m K r a n k e n h a u s noch n ie e ingeschränk t w a r . Die Ä u ß e -
r u n g e n von Dr. Mausbach im F e r n s e h e n s te l len jedoch eine g robe 
V e r l e u m d u n g de r gesamten Ärz teschaf t d a r u n d s ind d a r ü b e r h i n a u s 
geeignet , Angs t bei der Bevö lke rung zu e rzeugen u n d das V e r -
t r a u e n s v e r h ä l t n i s zwischen Arz t u n d P a t i e n t zu e r schü t te rn , so d a ß 
e ine op t imale Verso rgung de r P a t i e n t e n in F r a g e ges te l l t wi rd . " 

Inzwischen ist die Situation im Nordwestkrankenhaus etwas 
schwierig geworden. Eine ziemlich große Gruppe der Angestellten 
des Nordwestkrankenhauses, insbesondere die Mitarbeiter der Ver-
waltung, haben offensichtlich Angst, sich in meiner Nähe sehen zu 
lassen. Von den chirurgischen Kollegen sind nur noch wenige bereit, 
mit mir in die Cafeteria zum Essen zu gehen. Die Frauenärzte und 
die Internisten bieten mir einen Platz an ihrem Tisch an. Besonders 
freundlich grüßen mich die Leute von der Heizung und von der 
Wäscherei. Ein Heizungsmonteur kommt an unseren Tisch und 
schimpft über die Krankenhausleitung und die Chefärzte im beson-
deren. 

Der Präsident der Landesärztekammer Hessen, Dr. Heinz Stroh, 
fordert den SPD-Landtagsabgeordneten Philipp Pless zum Rücktritt 
auf, weil Pless, Vorsitzender des sozialpolitischen Ausschusses des 
Hessischen Landtages und Vorsitzender des DGB Hessen, sich unter 
Hinweis auf das Recht der freien Meinungsäußerung auf einem 
Arbeitnehmerforum der SPD am 30. 9. 1970 im Gewerkschaftshaus 
mit mir solidarisiert hat. 
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9. 10. 1970 — 48 Frankfur te r Ärzte wiederholen öffentlich die drei 
von mir in der Fernsehsendung genannten Beispiele fü r antihumane 
Tendenzen in der Medizin. Abends gehe ich mit Rupert von Plottnitz 
vom Anwaltskollektiv zur Sitzung des Pflegeamts der Stiftung Ho-
spital zum heiligen Geist. Die dort anwesenden Pflegeamtsmitglieder 
teilen durch ihren Sprecher, den Senior Stadtrat Gerhardt, zunächst 
mit, daß sie von mir eine Erklärung erwarten. 

Anstatt einer Erklärung erläutere ich zunächst den Sinn der Sen-
dung „Halbgott in Weiß", verweise auf den Text der Gesamtsendung, 
der bei Radio Bremen anzufordern sei und wiederhole, daß die dort 
von mir geäußerte Kritik nicht gegen einen bestimmten Ort oder eine 
bestimmte Person gerichtet war, sondern ein Beitrag zur Bewälti-
gung der Misere im Gesundheitswesen sein sollte. Im übrigen berufe 
ich mich auf Art. 11 der Verfassung des Landes Hessen, der folgen-
den Wortlaut hat : 

„ J e d e r m a n n h a t das Recht, se ine M e i n u n g f r e i u n d öf fent l ich zu 
ä u ß e r n . Dieses Recht darf auch durch e in D iens tve rhä l t n i s nicht b e -
s c h r ä n k t w e r d e n , u n d n i e m a n d darf ein Nachte i l w i d e r f a h r e n , w e n n 
e r es ausüb t . N u r w e n n die v e r e i n b a r t e T ä t i g k e i t e ine r b e s t i m m t e n 
polit ischen, rel igiösen oder wel tanschaul ichen Rich tung d ienen soll, 
k a n n , fa l l s e in Bete i l ig ter davon abweicht , d a s D iens tve rhä l t n i s ge-
löst we rden . " 

10. 10. 1970 — Morgens finde ich einen Brief im Kasten. Er enthält 
folgenden Text: 

„Sehr g e e h r t e r H e r r Dr . Mausbach, 
das P f l e g e a m t der S t i f t u n g Hospi ta l z u m hei l igen Geist h a t in se ine r 
Si tzung v o m 9. 10. 1970 beschlossen, den mi t I h n e n a m 2. 2. 1965 a b -
geschlossenen A r b e i t s v e r t r a g f r i s t g e m ä ß z u m 31. März 1971 zu k ü n -
digen u n d Sie mi t sofor t iger W i r k u n g vom Dienst zu supend ie ren . 

Als Senior des P f l e g e a m t s k ü n d i g e ich I h n e n desha lb h i e r m i t z u m 
31. 3. 1971 u n d suspend ie re Sie m i t sofor t iger W i r k u n g v o m Dienst . 

F ü r diese En tsche idung des P f l e g e a m t s w a r e n fo lgende Ü b e r -
l egungen m a ß g e b e n d : 

I n der S e n d u n g des ARD v o m 20. 9. 1970 .Halbgot t in Weiß ' h a b e n 
Sie Ä u ß e r u n g e n getan, die bei den im K r a n k e n h a u s N o r d w e s t tä t i -
gen Ä r z t e n u n d d e m Pf legepersonal , bei den Pa t i en t en , a b e r auch in 
e ine r b r e i t e n Öffent l ichkei t außerordent l i che U n r u h e h e r v o r g e r u f e n 
haben . Dies is t I h n e n bekann t . 

Das P f l e g e a m t ist a u f g r u n d de r S t e l l u n g n a h m e n des Ärzt l ichen 
Di rek tors , des Di rek to r s d e r Chirurgischen Kl in ik , de r O b e r ä r z t e 
u n d des Ass is ten tensprechers der Chi rurg ischen Kl in ik sowie des 
P e r s o n a l r a t e s zu de r Überzeugung gelangt , d a ß de r Be t r i ebs f r i eden 
n u r w iede r he rges te l l t u n d die ärzt l iche Ve r so rgung de r d e m K r a n -
k e n h a u s a n v e r t r a u t e n Pa t i en t en gesichert w e r d e n kann , w e n n Sie 
m i t sofor t iger W i r k u n g aus dem Dienst ausscheiden. 

U m I h n e n Gelegenhe i t zu geben, i n n e r h a l b e ine r angemessenen 
Zei t e ine n e u e Tä t igke i t zu f inden , h a t das P f l e g e a m t davon abge -
sehen, d ie a n sich mögl iche f r i s t lose K ü n d i g u n g auszusprechen. Es 
ist a b e r a u s den e r w ä h n t e n G r ü n d e n er forder l ich , d a ß Sie a b sofor t 
im H a u s e nicht m e h r t ä t ig s ind. 
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D e r P e r s o n a l r a t ist gehör t w o r d e n u n d h a t sich mi t der K ü n d i -
g u n g im In t e r e s se der P a t i e n t e n u n d des Be t r i ebs f r i edens e inve r -
s t a n d e n e rk l ä r t . 
Hochachtungsvol l , G e r h a r d t (Stadtrat) ." 

Gleichzeitig erhalte ich einen Bescheid, aus dem hervorgeht, daß 
die Gewerkschaft ÖTV den Rechtsschutz fü r die 1. Instanz vor dem 
Arbeitsgericht übernimmt. 

11. 10. 1970 — Ich erhalte ein Schreiben der Leitenden Kranken-
hausärzte Deutschlands eV. vom 9. 10. 1970, in dem unter Hinweis 
auf die Fernsehsendung angekündigt wird, daß der Verband der 
Leitenden Krankenhausärzte erwägt, diesen Vorfall der Ärztekam-
mer zu melden, damit ggf. ein Standesverfahren wegen unkollegia-
len Verhaltens eingeleitet wird. 

Pressemitteilung des Landessprechers der Humanistischen Union, 
Dr. Joachim Kahl, vom 10. 10. 1970: 

„Die K ü n d i g u n g des fachlich nicht u m s t r i t t e n e n Dr . Mausbach 
w e g e n se iner kr i t i schen F e r n s e h ä u ß e r u n g e n zu r K r a n k e n h a u s m i s e r e 
w i r d von der Humanis t i schen Union Hessen als e in A u s d r u c k e iner 
E in schüch t e rungskampagne gegen alle, d i e es w a g e n , Mißs t ände in 
i h r e m B e r u f s f e l d öffent l ich zur Sprache zu b r ingen , angesehen . D a -
durch w i r d das G r u n d r e c h t auf f r e i e M e i n u n g s ä u ß e r u n g zu r F a r c e 
gemacht . Die Humanis t i sche Union Hessen f o r d e r t u m g e h e n d : 
1. A u f h e b u n g d e r K ü n d i g u n g gegen Dr. Mausbach. 
2. Ablösung der b i sher igen Le i tung des N o r d w e s t k r a n k e n h a u s e s 

durch ein demokra t i sches Le i tungsg remium mi t 30 °/o V e r t r e t e r n 
der Stadt , 30 %> V e r t r e t e r n der Ärzteschaf t , 30 %> V e r t r e t e r n der 
Schwes te rn u n d des üb r igen Persona ls sowie 10 %> V e r t r e t e r n de r 
Dauerpa t i en ten . " 

13. 10. 1970 — 1. Termin vor dem Frankfurter Arbeitsgericht. 
Rechtsanwalt von Plottnitz beantragt, sämtliche Maßnahmen ein-
schließlich der Entlassung für rechtsunwirksam zu erklären. Wir bie-
ten als Beweis für die Wahrheit der Fernsehaussage in allen 3 Punk-
ten Dokumente an und benennen sachverständige Zeugen. Es kommt 
zu einer Diskussion der Mißstände im Gesundheitswesen. Das Ge-
richt scheint aber schon jetzt die Auffassung zu vertreten, es komme 
nicht auf die Wahrheit der Fernsehaussage, sondern lediglich darauf 
an, daß der Betriebsfrieden im Krankenhaus Nordwest gestört ge-
wesen sei. 

16. 10. 1970 — öffentliche Diskussion im evangelischen Gemeinde-
haus in der Nordweststadt: „Chefarztdiktatur oder Krankenhaus-
demokratie? Die Hintergründe des Konflikts Mausbach-Ungeheuer", 
Veranstalter: Arbeitsgruppe Gesellschaftsfragen der evangelischen 
Gesamtgemeinde, Solidaritätsausschuß, Humanistische Union, Fach-
schaft Medizin Frankfurt , Sozialistischer Lehrerbund. Es ist nicht 
mehr möglich, der Personalisierung des Konflikts in den öffentlichen 
Medien und der Kriminalisierung der Fernsehaussage völlig auszu-
weichen. Der Solidaritätsausschuß benutzt die Personalisierung, um 
die Notwendigkeit der Verteidigung demokratischer Rechte am 
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Arbeitsplatz anschaulich zu machen. Die Empörung über die Diszi-
plinierungsmaßnahmen im Nordwestkrankenhaus und die Äußerun-
gen einiger Chefärzte des Nordwestkrankenhauses ist inzwischen in 
der Nordweststadt so breit, daß beschlossen wird, einen Protest-
Schweigemarsch zum Nordwestkrankenhaus durchzuführen. Dazu 
wird von einem Autorenkollektiv des Solidaritätsausschusses eine 
Kurzdokumentation „Arzt und keine Meinungsfreiheit?" vorberei-
tet, die einen Überblick über den bisherigen Ablauf des Konflikts am 
Nordwestkrankenhaus geben und die Richtigkeit der Fernsehkritik 
mit einigen einfachen Beispielen belegen soll. 

25. 10. 1970 — Schweigemarsch von etwa 300 Frankfur ter Bürgern 
vom Bürgerhaus Nordwest zum Krankenhaus Nordwest, Veranstal-
ter: Bund gewerkschaftlicher Ärzte in der ÖTV, Fachschaft Medizin 
Frankfurt , Humanistische Union, Ortsverband Frankfurt , Solidari-
tätsausschuß, Sozialistischer Lehrerbund. Ziel des Schweigemarsches 
ist: 

„1. Das Bekenn tn i s zur Ver t e id igung des im Grundgese t z t v e r b r i e f -
t en Rechtes auf Me inungs f r e ihe i t — auch im K r a n k e n h a u s ; 

2. das Bekenn tn i s f ü r e ine D e m o k r a t i s i e r u n g in u n s e r e m G e s u n d -
he i t swesen (klassenloses K r a n k e n h a u s , Ablösung de r C h e f a r z t -
Hiera rch ie durch e ine demokra t i s che kol legiale Lei tung) ; 

3. das Bekenn tn i s z u m P r o t e s t gegen die En t l a s sung Dr. Mausbachs 
u n d zur R ü c k n a h m e der K ü n d i g u n g . " 

Die Demonstration findet während der Besuchszeit statt. Die Kran-
kenhausleitung verteilt während der Demonstration ein Flugblatt 
an die Besucher, das u. a. folgenden Text enthält: 

W e n n Sie heute , w ä h r e n d Sie I h r e Angehör igen im K r a n k e n h a u s 
Nordwes t besuchen, Zeuge e iner Demons t r a t i on werden , b i t t en w i r 
Sie, im In te resse e iner sachlichen I n f o r m a t i o n fo lgendes zu r K e n n t -
nis zu n e h m e n : 

In der F e r n s e h s e n d u n g u n t e r d e m Titel „Halbgot t in Weiß", d ie 
a m 20. 9. 1970 vom Ers t en Deutschen F e r n s e h e n ausges t r ah l t 
wurde , h a t der Assis tenzarz t an der Chi rurg ischen Kl in ik des 
N o r d w e s t - K r a n k e n h a u s e s , D r . M a u s b a c h , seine ärz t l ichen 
Kol legen u n d die gesamte Ärz teschaf t schwer beschuldigt . E r h a t 
behaup te t , in K r a n k e n h ä u s e r n w ü r d e n 
a) E x p e r i m e n t e an Menschen d u r c h g e f ü h r t , 
b) kommerz ie l l e In te ressen bee in f l uß t en Opera t ionsen t sche idun-

gen, 
c) f ü r die pha rmazeu t i sche Indus t r i e w ü r d e n Gefä l l igke i t sgu t -

achten ers ta t te t . 
Diese schweren Beschuldigungen h a b e n die Assis tenzärzte , die 
Obe rä rz t e u n d der Che fa rz t an der Chi rurg i schen Kl inik , Prof . 
Ungeheuer , auf sich bez iehen müssen , dies u m so mehr , wei l Dr. 
M. seit se iner Approba t ion n u r im N o r d w e s t k r a n k e n h a u s an der 
Chi rurg ischen Kl in ik tä t ig ist u n d er nicht e r k l ä r t hat , daß die 
von i h m g e n a n n t e n S t r a f t a t b e s t ä n d e a m N o r d w e s t k r a n k e n h a u s 
nicht e r fo lg t sind. 
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Die Ä r z t e f ü h l e n sich schwer d i f f a m i e r t u n d in i h r e r B e r u f s e h r e 
schä r f s t ens angeg r i f f en , v o r a l l em wei l d ie Anschu ld igungen des 
Dr . M. schwere V o r w ü r f e s t r a f b a r e r H a n d l u n g e n en tha l t en . 

In diesen Tagen veröffentlicht die hessische SPD in der Tages-
presse und auf Wahlplakaten folgenden Text: „Alles fü r die Gesund-
heit: Wir schaffen in Hessen das klassenlose Krankenhaus. Neuartige 
Krankenhäuser werden kommen, in denen nicht mehr nach arm und 
reich behandelt wird. In denen es keine unterschiedlichen Pflege-
klassen mehr gibt. In denen jeder gleichwertig untergebracht wird. 
In denen jeder die beste medizinische Bèhandlung bekommt, egal 
wie teuer sie ist. Die Krankheit ist ausschlaggebend f ü r die Behand-
lung. Und nicht mehr die Brieftasche. Die Gesundheitspolitik der 
SPD hat in Hessen schon viel erreicht. Hessens Gesundheitswesen 
liegt weit an der Spitze vor anderen Bundes ländern . . . " Kurz dar-
auf setzt die Landesgruppe Hessen im Verband der Leitenden Kran-
kenhausärzte Deutschlands eine Anzeige in die Frankfur te r Tages-
zeitungen: „Wer öffentlich behauptet, daß in unseren Kranken-
häusern unterschiedlich nach der Brieftasche behandelt wird, sagt 
die Unwahrheit! In der ärztlichen Behandlung unserer Krankenhaus-
patienten gibt es keine Unterschiede! Für Mängel an Einrichtung und 
Ausstattung ziehen Krankenhausärzte und Träger die fü r die Finan-
zierung Verantwortlichen zur Rechenschaft. Diese Versäumnisse sind 
nicht den unter oft schwierigen Verhältnissen tätigen Ärzten, 
Schwestern und Pflegern zum Vorwurf zu machen. Verfügbare Mit-
tel müssen zunächst f ü r leistungsgerechte Vergütung des Personals 
und fü r Anpassung der Einrichtung an die Erfordernisse moderner 
Medizin eingesetzt werden. Das Wecken emotionaler, derzeit uner-
füllbarer Wünsche ohne Offenbarung der damit fü r jeden einzelnen 
zu erbringenden finanziellen Mehrleistungen ist i rreführend! Unsere 
Patienten dürfen nicht zum Objekt ideologischer Experimente wer-
den." 

26. 10. 1970 — 2. Termin vor dem Frankfur ter Arbeitsgericht. 
Unsere Beweisangebote werden ignoriert. In den Mittelpunkt der 
formaljuristischen Diskussion tri t t die Frage des gestörten Arbeits-
friedens. Ich sage: „Es ist ein Unterschied, ob man den Arbeitsfrie-
den stört oder ob man die Friedhofsruhe des geforderten Denkver-
zichts durchbricht." 

Die von uns zur Frage „Störung des Arbeitsfriedens" benannten 
Zeugen werden nicht gehört. Mehrfach versuchen wir vergeblich, die 
Befragung Prof. Ungeheuers durchzusetzen. 

27. 10. 1970 — Das Frankfur ter Arbeitsgericht weist unsere Klage 
ab mit der Begründung, der Betriebsfrieden sei gestört gewesen. 
Zitat aus dem Urteil: 

„Der K l ä g e r s te l l te de r Sache nach die u n w a h r e n B e h a u p t u n g e n 
auf , d a ß auch in de r Chirurgischen Kl in ik des N o r d w e s t k r a n k e n -
h a u s e s E x p e r i m e n t e a n den P a t i e n t e n o h n e d e r e n Einwi l l igung 
d u r c h g e f ü h r t u n d daß auch dor t gelegentl ich P a t i e n t e n o h n e N o t -
wend igke i t aus Geldgier de r Ärz te oper ie r t w ü r d e n . Die B e h a u p -
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t u n g e n s ind o f f e n b a r u n z u t r e f f e n d , d a s ie d e r K l ä g e r nicht be legen 
konn te . D ie B e h a u p t u n g e n v e r l e t z t e n d i e E h r e de r in de r Kl in ik 
beschä f t i g t en Ä r z t e u n d schädigten d e n Ruf de r Beklag ten ." „Es w a r 
e in w e i t e r e r G r u n d f ü r die o rden t l i che Künd igung , d a ß sämtl iche 
Ä r z t e de r Chi rurg i schen Kl in ik des N o r d w e s t k r a n k e n h a u s e s die 
Z u s a m m e n a r b e i t m i t d e m K l ä g e r ab l ehn ten , welche Ta t sache u n -
s t re i t ig ist ." 

27. 11. 1970 — Das Anwaltskollektiv Riedel, Golzem, von Plottnitz 
legt Berufung gegen das Urteil des Arbeitsgerichts ein. Aus der Be-
gründung: 

„Das Arbe i t sger ich t h a t d e n o b j e k t i v e n A u s s a g e w e r t d e r S te l -
l u n g n a h m e des Kläger s in der S e n d u n g de r A R D v o m 20. 9. 1970 
v e r k a n n t . N u r so ist es zu e rk l ä ren , d a ß d a s Gericht in de r B e g r ü n -
d u n g seines Ur te i l s zu der e r s t aun l i chen Fes t s t e l lung kommt , de r 
K l ä g e r h a b e ,der Sache nach ' d ie u n w a h r e B e h a u p t u n g aufges te l l t , 
,daß auch in d e r Chi rurg ischen Kl in ik des N o r d w e s t k r a n k e n h a u s e s 
E x p e r i m e n t e a n P a t i e n t e n ohne d e r e n E inwi l l igung d u r c h g e f ü h r t 
u n d d a ß auch dor t gelegentlich P a t i e n t e n ohne No twend igke i t aus 
Geldgier der Ä r z t e oper ie r t w ü r d e n ' . I n de r S e n d u n g w u r d e de r 
N a m e des K r a n k e n h a u s e s N o r d w e s t als Arbe i t sp l a t z des K läge r s a n 
k e i n e r Ste l le e r w ä h n t . Dies en t sprach d e m gesamten ' I n h a l t sowie 
de r Tendenz der Sendung, in de r es e r k e n n b a r n icht u m e ine K r i t i k 
a n e inze lnen Ärz t en oder Kl in iken ging. Schon desha lb k o n n t e n u n v o r -
e i n g e n o m m e n e Be t rach te r de r S e n d u n g also nicht auf i rgendwelche 
k o n k r e t e n Verhä l tn i s se oder Vorgänge i m K r a n k e n h a u s N o r d w e s t 
schließen." 

„Das Arbe i t sger ich t ist f e r n e r zu U n r e c h t d a v o n ausgegangen , daß 
d e r K l ä g e r in se iner S t e l l u n g n a h m e u n w a h r e T a t s a c h e n b e h a u p -
t u n g e n aufges te l l t habe . Bere i t s in der Vor ins tanz ist v o m K l ä g e r 
Beweis d a f ü r angebo ten worden , daß s t r u k t u r e l l bed ing te Mänge l 
de r von i h m a n g e f ü h r t e n A r t an K r a n k e n h ä u s e r n in de r B R D von 
Ärz t en u n d a n d e r e m Pf legepersona l beobachte t u n d auch de r T a g e s -
u n d Fachpresse d i sku t i e r t w o r d e n sind. Das Arbe i t sger ich t h a t es 
u n t e r Ver le tzung de r B e s t i m m u n g e n des § 213, Abs. 2 Z P O v e r -
säumt , d e n en t sprechenden Bewe i san t r i t t des K läge r s im T a t b e s t a n d 
se ines Ur te i l s kennt l ich zu machen." 

7. 12. 1970 — Die Gewerkschaft ÖTV übernimmt den Rechtsschutz 
auch f ü r die 2. Instanz. 

17. 12. 1970 — Auf Einladung der Referendararbeitsgemeinschaft 
des Landesarbeitsgerichts Frankfur t nehme ich an einer Diskussion 
in der Arbeitsgemeinschaft im Arbeitsgericht teil. Die Leitung der 
Diskussion hat der Richter Dr. Schneider. Einige Tage später ver-
öffentlicht der hessische Referendarverband eine Presseerklärung, 
die folgenden Wortlaut hat: 

A m Mausbach -Ur t e i l is t b e m e r k e n s w e r t , d a ß d a s durch G r u n d -
gesetz u n d Hessische V e r f a s s u n g geschützte Recht auf f r e i e Mei -
n u n g s ä u ß e r u n g z w a r v e r b a l a n e r k a n n t , zugleich abe r die U n t e r -
d r ü c k u n g (hier : Künd igung) dessen, der davon Gebrauch macht , f ü r 
Rech tens e r k l ä r t w i rd . Da e ine solche Rechtsprechung f ü r das F u n k -
t ion ie ren demokra t i sche r Grund rech t e ebenso gefähr l ich ist, w i e de r 
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of fene Abbau der Grundrech te selbst, sollten d ie verwende ten Tech-
niken einer gründlichen öffent l ichen Kr i t ik unterzogen werden. 
Diese Technik bes teh t im Mausbach-Ur teü in einer bes t immten Art 
und Weise der „Herausarbe i tung" des wesentl ichen Sachverhalts. 
Aus der von Dr. Mausbach im Fe rnsehen vorge t ragenen allgemein 
geha l tenen s t ruk tu re l l en Kr i t ik am Chefarz t sys tem: 

„Der Kampf u m Laufbahn , Macht, Pres t ige und Geld wi rd auch 
auf dem Rücken der Pa t ien ten ausget ragen. Einige Beispiele von 
vielen: 
1. Expe r imen te am Menschen d ü r f t e n nach dem Sinngehal t unserer 

Ver fassung n u r nach A u f k l ä r u n g u n d Einwil l igung der Be t ro f fe -
nen du rchge füh r t werden. . . . 

2. Kommerzie l le In teressen f l ießen sogar unmi t t e lba r in die Opera -
t ionsentscheidungen ein, ohne daß die Be t ro f fenen e twas davon 
ahnen " (S. 2 des Urteils) 

macht die K a m m e r die 
„Behauptungen , daß auch in der Chirurgischen Klinik des Nord-
Wes t -Krankenhauses Exper imente an Pa t i en ten ohne deren Ein-
wil l igung durchgeführ t und daß auch dor t gelegentlich Pa t ien ten 
ohne Notwendigkei t aus Geldgier der Ärz te oper ier t würden" . 
(S. 15 des Urteils), 

also eine Aussage über konkre te Personen und Vorgänge. Mit dieser 
„ In te rpre ta t ion" w a r der ganze Rechtsstrei t prakt isch entschieden. 
Die von Dr. Mausbach zum Beweis der Wahrhe i t seiner B e h a u p t u n -
gen angebotenen Zeugen, z. T. Autoren entsprechender Ar t ike l in 
Fachzeitschrif ten, w u r d e n übe rhaup t nicht gehört . S t a t t dessen 
w u r d e Dr. Mausbach zum Vorwurf gemacht, Behauptungen , die er 
nie aufgeste l l t hat te , nicht bewiesen oder w ide r ru f en zu haben. 

Die Motive, aus welchen die K a m m e r in dieser Weise v e r f a h r e n 
ist, also die eigentlichen Entscheidungsgründe, lassen sich dem U r -
teil unmi t t e lba r nicht en tnehmen. Jedoch legen eine Reihe von F o r -
mul ierungen, wie „schwere Vorwürfe" , „gravierende Beschuldigun-
gen", „fa ta le Bedeutung seines Beitrags", „verständnislos(es)" V e r -
hal ten, „unverantwor t l iche Pauschalbeschuldigungen", „krasse(s) 
Mißverhäl tn is" den Schluß nahe, daß die K a m m e r auch die — von 
Dr. Mausbach bezweckte — allgemeine Kr i t ik am Chefarz tsys tem 
nicht billigt. 

Die Reaktion der Standesfunktionäre 

7. 1. 1971 — Die Tiraden ärztlicher Standesfunktionäre in den 
Organen der Landesärztekammern und im Deutschen Ärzteblatt, 
dem Organ der Bundesärztekammer und Kassenärztlichen Bundes-
vereinigung, gegen progressive Stimmen im Gesundheitswesen er-
reichen gegen Ende des Jahre 1970 und zum Jahreswechsel 1970/71 
einen Höhepunkt mit Schlagzeilen wie: 

„Treibjagd auf das Ansehen der Ärzte, Schluß mit der Progrom-
hetze gegen Chefärzte! Schluß mit dem Klassenkampf am Kranken-
bett! Schluß mit der Verleumdung der Kassenärzte!" 

7. 1. 1971 — Das Präsidium der Landesärztekammer Hessen be-
auftragt seinen Justitiar Dr. Lüben wegen „des Verdachts eines 
Berufsvergehens" gegen die an der Sendung „Halbgott in Weiß" 
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beteiligten Frankfur ter Ärzte Dr. Granitzka und Dr. Mausbach Er-
mittlungen durchzuführen. 

16. 1. 1971 — Das Deutsche Ärzteblatt (3/71) veröffentlicht eine 
Titelgeschichte gegen die „rücksichtslosen Ausbeuter der Hochschul-
demokratisierung" unter Benutzung der Argumentationsweise des 
Bundes Freiheit der Wissenschaft, über den in der gleichen Nummer 
(„Bund Freiheit der Wissenschaft sprach mit dem SPD-Parteivor-
stand") wie schon mehrfach wohlwollend berichtet wird. 

19. 1. 1971 — Bei der Staatsanwaltschaft beim Landgericht Frank-
fu r t geht ein „Strafantrag gegen die Ärzte Dr. Mausbach und Dr. 
Granitzka wegen Beleidigung, Verleumdung usw." ein. Dieser Straf-
antrag ist unterzeichnet von Dr. med. Walter Hartenbach, von Prof. 
Dr. med. H. Reitter und von Privatdozent Dr. med. A. Bikfalvi. Er 
wird übersandt vom Geschäftsführer der Landesärztekammer Hes-
sen, Dr. med. Rheindorf. Es wird beantragt, die beiden Assistenz-
ärzte wegen ihrer Beteiligung an der Sendung „Halbgott in Weiß" 
im öffentlichen Interesse unter Strafverfolgung zu stellen. Im Straf-
verfahren und im Berufungsgerichtsverfahren läßt sich Dr. Gra-
nitzka von Prof. Wiethölter, Frankfurt , vertreten, während ich den 
Rechtsanwalt und Notar Heinrich Hannover, Bremen, benenne. 

22. 1. 1971 — Der Weiterbildungsausschuß der Landesärztekammer 
Hessen lehnt den von mir unmittelbar nach der Entlassung einge-
reichten Antrag auf Anerkennung als Facharzt f ü r Chirurgie ab und 
fordert Fortsetzung der Ausbildung. Auf die Frage nach dem objek-
tiven Maßstab der Anerkennung muß der Geschäftsführer der Lan-
desärztekammer, Dr. Rheindorf, zugeben, daß es einen Katalog der 
notwendigen Eingriffe nicht gibt. Das heißt, daß die Anerkennung 
im Ermessen des Facharztanerkennungsausschusses liegt. 

6. 2. 1971 — Ich bewerbe mich um eine freie Stelle an der Chirur-
gischen Universitätsklinik Frankfurt , an der ich 6 Jahre vorher als 
Medizinalassistent schon einmal gearbeitet hatte. 

17. 2. 1971 — In der Direktoriumssitzung der Chirurgischen Uni-
versitätsklinik zeichnet sich eine positive Reaktion auf meine Be-
werbung ab. 

Einige Tage später spricht sich die Vollversammlung der Assisten-
ten dieser Klinik nach Diskussion und Abstimmung fü r eine Zusam-
menarbeit mit dem Bewerber aus. 

19. 2.1971 — Das Präsidium der Deutschen Gesellschaft fü r Chirur-
gie kündigt an, daß es über meinen Ausschluß beraten, wird und be-
ruf t sich dabei auf § 5, 4 seiner Satzung: „Schädigt ein Mitglied das 
Ansehen der Gesellschaft, so ist über den Ausschluß durch eine vom 
Präsidium besonders eingesetzte Kommission zu beraten. Führt das 
Beratungsergebnis zur Zustimmung des Präsidiums, so wird der 
Generalversammlung der Antrag auf Ausschluß des Mitgliedes vor-
gelegt, der dann auszusprechen ist, wenn in einer geheimen Abstim-
mung mit Stimmzettel eine 3ü Mehrheit erreicht wird. Von der Sit-
zung, in der über den Ausschlußantrag verhandelt wird, ist der Be-
treffende auszuschließen." 
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12. 3.1971 — Antwort auf meine Bewerbung: 

Mit Schre iben v o m 6. 2. 1971, ger ich te t a n den kommissar i schen 
D i r ek to r d e r Chi rurg i schen Univers i t ä t sk l in ik , H e r r n P ro f . Weber , 
h a b e n Sie sich u m Eins te l lung im K l i n i k u m de r J o h a n n - W o l f g a n g -
Goe the -Un ive r s i t ä t beworben . I m E i n v e r n e h m e n m i t d e m D e k a n 
de r Medizinischen F a k u l t ä t , H e r r n P ro f . Hövels, u n d H e r r n P ro f . 
Weber , m u ß ich I h n e n le ider mi t te i len , d a ß v o n I h r e r E ins te l lung in 
den Un ive r s i t ä t sk l in iken A b s t a n d g e n o m m e n w e r d e n m u ß . 

Ich b e d a u r e sehr , I h n e n ke ine güns t i ge re Nachr icht geben zu 
k ö n n e n . 

M i t vorzügl icher Hochachtung 
Benz 

20. 3. 1971 — In einer Presseerklärung beruf t sich der Dekan der 
medizinischen Fakultät der Universität F rankfu r t bei der Ablehnung 
der Bewerbung auf das nicht rechtskräftige Urteil. 2 Zitate aus der 
Presseerklärung : 

1. I n d e m Ur te i l w u r d e festgestel l t , d a ß d e r K l ä g e r d ie de r Sache 
nach u n w a h r e n B e h a u p t u n g e n aufges te l l t ha t t e , auch in d e r C h i r u r -
gischen Kl in ik des N o r d w e s t - K r a n k e n h a u s e s w ü r d e n E x p e r i m e n t e 
an P a t i e n t e n ohne deren Einwi l l igung d u r c h g e f ü h r t , u n d ge legen t -
lich w ü r d e n P a t i e n t e n ohne Notwend igke i t a u s Ge ldg ie r d e r Ä r z t e 
oper ie r t . 

2. H e r r Dr . Mausbach h a t öffent l ich a n d e r e n Ä r z t e n — u n b e w i e s e n 
u n d in de r Sache nicht ber icht igt — sitt l ich ve rwer f l i ches u n d s t r a f -
b a r e s V e r h a l t e n gegenüber P a t i e n t e n vo rgewor fen . E r be las te t d a -
m i t f o r t w i r k e n d das uner läßl iche V e r t r a u e n s v e r h ä l t n i s zwischen 
Arz t u n d Pa t i en t . Wi r s ind deswegen nicht berei t , s e ine E ins t e l lung 
zu v e r a n t w o r t e n . 

In einer Gegenerklärung verurteilen Assistenten und Studenten 
des Fachbereiches Humanmedizin die Ablehnung der Einstellung und 
werfen dem Dekan vor, er setze nur die Argumentation der ärzt-
lichen Standesorganisationen fort. 

24. 3. 1971 — Ich lasse mich bei der Frankfur ter Zentralstelle fü r 
Arbeitsvermittlung der Bundesanstalt fü r Arbeit registrieren und 
bewerbe mich bei allen Frankfur ter Krankenhäusern, die f ü r die 
Fachausbildung in Frage kommen. 

31. 3. 1971 — Die ersten Bewerbungsablehnungen treffen ein. Der 
zuständige Sachbearbeiter der Zentralstelle fü r Arbeitsvermittlung 
teilt telefonisch mehrere weitere Ablehnungen von Frankfur te r Kli-
niken mit, die zum Teil dringend Assistenzärzte suchen. Begründung: 
„Um den Mann ist zu viel Unruhe." 

1. 4. 1971 — Ich melde mich arbeitslos auf dem Frankfur te r Ar-
beitsamt und beantrage Arbeitslosenunterstützung. Der Sachbear-
beiter macht darauf aufmerksam, daß die Stiftung Hospital zum 
heiligen Geist f ü r ihre Assistenzärzte keine Beiträge zur Arbeits-
losenversicherung eingezahlt hat, deshalb werde wohl keine Arbeits-
losenunterstützung gegeben werden können. 

7. 4. 1971 — Da immer noch nicht entschieden ist, ob Arbeitslosen-
unterstützung gezahlt werden wird, melde ich mich als mittellos bei 
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der Sozialstation Frankfurt-Nordweststadt und beantrage Sozial-
hilfe. Von der Zentralstelle fü r Arbeitsvermittlung kommt erneut 
die Nachricht, daß, trotz nachweislich freier Stellen in Frankfurt , 
f ü r mich keine Arbeit zu finden ist. 

16. 4. 1971 — München, auf der 88. Tagung der Deutschen Gesell-
schaft f ü r Chirurgie beantragt das Präsidium, mich wegen der Kritik 
in der Fernsehsendung aus der Gesellschaft auszuschließen. Die Aus-
schlußberatung auf der Generalversammlung findet, entsprechend 
der Satzung, in meiner Abwesenheit statt. Der Saal ist durch Saal-
wächter abgeriegelt. Die Presse hat keinen Zutritt. Gegen Ende der 
Beratung werde ich in den Saal gerufen und von einem Sprecher des 
Präsidiums um eine Stellungnahme gebeten, wobei unterschwellig 
anklingt, daß ein Widerruf erwartet wird. Ich habe etwa 3 Minuten 
Zeit zu einer Stellungnahme, sage, daß ich zu meiner Fernsehaussage 
stehe und erkläre mich zu einer sofortigen Diskussion der Sendung 
„Halbgott in Weiß" bereit. Daraufhin werde ich wieder aus dem Saal 
gewiesen. Die Deutsche Gesellschaft fü r Chirurgie beschließt den 
Ausschluß mit 8A Mehrheit. Immerhin werden mehr als 100 Gegen-
stimmen gezählt. Nach dem Ausschluß kommt es zu Protesten Mün-
chener Studenten, Assistenzärzten, ihrer Vertretungen und des ärzt-
lichen Kreis- und Bezirksverbandes München, der die Deutsche Ge-
sellschaft f ü r Chirurgie vor diesem Schritt gewarnt hatte. 

17. 4. 1971 — Presse, Rundfunk und Fernsehen berichten über die 
Ereignisse und Auseinandersetzungen auf dem Chirurgenkongreß. 

Einstellung im. Klinikum der Frankfurter Universität 
19. 4. 1971 — Auf dem Parteitag des SPD-Unterbezirks München 

wird mit großer Mehrheit das Vorgehen der Deutschen Gesellschaft 
f ü r Chirurgie mißbilligt. Der Oberbürgermeister der Stadt München, 
Dr. Vogel, kündigt an, er wolle sich fü r meine Einstellung an einem 
Münchener Krankenhaus einsetzen. 

Das Frankfur ter Arbeitsamt gewährt Arbeitslosenunterstützung, 
obwohl die Stiftung Hospital zum heiligen Geist keine Arbeitslosen-
versicherungsbeiträge fü r ihre Assistenzärzte entrichtet. Da ich ja 
eigentlich keinen Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung habe, ver-
suche ich zu erfahren, wie es zu dieser ungewöhnlichen Entscheidung 
gekommen ist. Die Stiftung Hospital zum heiligen Geist gibt Auskunft, 
sie habe auch jetzt keine Beiträge nachbezahlt. Das Arbeitsamt gibt 
keinen Kommentar zu seiner positiven Entscheidung. Daraufhin in-
formiere ich die Assistenzärzte des Nordwestkrankenhauses, daß sie 
im Falle von Arbeitslosigkeit auf den guten Willen des Arbeitsamtes 
angewiesen sind, wenn sie Arbeitslosenunterstützung brauchen. 

20. 4. 1971 — Der hessische Ministerpräsident Albert Osswald bie-
tet mir seine Unterstützung an. Er sagt, laut Frankfurter Rundschau: 
„Die politische Tradition Hessens verlange, dem Betroffenen Bei-
stand anzubieten." „Mir geht es um die Wahrung einer Grundhal-
tung, die in unserem Lande von jeher Gültigkeit hat." 

21. 4. 1971 — Auf die Angebote Oberbürgermeister Vogels und des 
Ministerpräsidenten Osswald antworte ich, „daß das Angebot aus 
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München zwar verlockend sei, daß jedoch die juristischen Auseinan-
dersetzungen meine Anwesenheit in Frankfur t verlangen und ich, 
wenn möglich, zumindest die Fachausbildung in Frankfur t abschlie-
ßen möchte". 

25. 4. 1971 — Erneute Bewerbung bei der Chirurgischen Univer-
sitätsklinik Frankfur t . 

26. 4. 1971 — Telegramm: 

S e h r g e e h r t e r H e r r Dokto r Mausbach d e r V e r b a n d d e r Wissen-
schaf t l e r an Forschungs ins t i tu ten w ü r d e I h r e Mitgl iedschaf t sehr 
b e g r ü ß e n in Hochachtung mi t f r eund l i chem G r u ß = H. S u n d e r m a n n 
Vors i tzender des V W F K a r l s r u h e E ra smuss t r . 15. 

27. 4. 1971 — Laut Meldung der Frankfur ter Neuen Presse hat die 
Unterbezirkskonferenz der Hanauer SPD eine Resolution gefaßt, der 
Magistrat solle überprüfen, ob nicht am Hanauer Stadtkrankenhaus 
ein Platz fü r mich frei sei. 

Mai 1971 — Der Solidaritätsausschuß bringt unter dem Titel: 
„Stimmen der Öffentlichkeit" eine Dokumentation heraus, das Vor-
wort schreibt Wolfgang Abendroth. 

Poli t ische D e m o k r a t i e k a n n n u r funk t ion ie ren , w e n n die sozialen 
G r u p p e n und ih re polit ischen Pa r t e i en und wenn auch a l le B ü r g e r 
sich ü b e r gesellschaft l ich wicht ige Tatsachen f r e i i n f o r m i e r e n k ö n -
nen. Fre ihe i t d e r I n f o r m a t i o n u n d Fre ihei t der Wi l l ensb i ldung 
setzen das Recht auf f r e i e Me inungsäuße rung voraus . 

Desha lb h a t Ar t . 5 des Grundgese tzes die Fre ihe i t der M e i n u n g s -
ä u ß e r u n g in Wort , Schr i f t u n d Bild als Grundrech t s ta tu ie r t . Da sich 
bere i t s in der Pe r iode der e r s ten deutschen Repub l ik gezeigt ha t , 
daß dies Vorausse tzungsrecht j ede r Demokra t i e durch soziale Mach t -
verhä l tn i s se übersp ie l t w e r d e n konnte , h a t Ar t . 11 Abs. 1 S. 2 der 
hessischen Landesve r f a s sung ausdrücklich f o r m u l i e r t : „Dieses Recht 
darf auch durch ein Diens tve rhä l tn i s nicht be sch ränk t werden , u n d 
n i e m a n d darf ein Nachteil w i d e r f a h r e n , w e n n er es ausüb t . " 

Es w a r das Verdiens t for tschr i t t l icher S t aa t s r ech t s l eh re r u n d ins -
besondere von He lmu t Ridder , gezeigt zu haben , d a ß dieser Satz der 
hessischen Ver fassung durch Art . 5 G G nicht n u r gedeckt wird , son-
d e r n nach d e m Willen des damal igen Ver fassungsgebers , des P a r l a -
men ta r i s chen Rates, in ihn einbezogen ist. Die Rech t sprechung ha t 
f a s t a l lgemein dieser Auf f a s sung der S taa t s r ech t s l eh re zuges t immt . 
Gleichwohl s ind in der P rax i s Rech tsnorm u n d soziale Wirkl ichkei t 
noch i m m e r durchaus nicht das gleiche. W e n n d a s durch e inen T a t -
be s t and belegt wird , sodann mi t besondere r K l a r h e i t durch den Fal l 
des Ass is tenzarz tes Dr. Hans Mausbach. 

Die S t andesvoru r t e i l e j ener medizinischen Pro fesso ren , die ihn u m 
seiner f r e i en Me inungsäuße rung wi l len aus de r Deutschen Gesel l -
schaf t f ü r Ch i ru rg i e ausgeschlossen haben, die A n g s t j e n e r K l in ik -
chefs, die seine Diens ten t lassung bewi rk t haben , setzt sich b e d e n k e n -
los ü b e r diese G r u n d n o r m unseres Rechts h inweg . Es w i r d d ie A u f -
gabe de r öf fent l ichen Meinung sein, u m des Schutzes u n s e r e r demo-
kra t i schen O r d n u n g wi l len diese ver fassungsfe ind l ichen K r ä f t e zum 
Weg des Rechts u n d zur A n e r k e n n u n g des Grundgese tzes zurück-
zuzwingen . 
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5. 5. 1971 — Beginn der Verhandlungen über die Einstellung im 
Klinikum der Johann-Wolfgang-Goethe-Universität. In einem 
Schreiben des Dekans vom 5. 5. 1971 wird von Vorbedingungen ge-
sprochen, unter denen eine Verhandlung über die Einstellung in der 
Chirurgischen Klinik sinnvoll erscheint: diese „Vorbedingungen" 
sehen so aus, daß ich folgende Wohlverhaltenserklärung unterschrei-
ben soll: 

Ich b in m i r dessen b e w u ß t , daß ich mich im F a l l e m e i n e r Beschäf -
t igung im K l i n i k u m der J o h a n n - W o l f g a n g - G o e t h e - U n i v e r s i t ä t 
s t r i k t e a n die durch Gesetz, Ta r i f r ech t u n d Rech t sprechung e n t -
wicke l ten G r u n d s ä t z e de r Treupf l ich t des A r b e i t n e h m e r s ha l t en 
m u ß . Das b e d e u t e t insbesondere , daß der A r b e i t n e h m e r 
a) sich nach bes t en K r ä f t e n f ü r die In te ressen des K l i n i k u m s u n d 

d i e E r f ü l l u n g se iner A u f g a b e n einzusetzen u n d al les zu u n t e r l a s -
sen ha t , w a s d e m Kl in ikum, de r Un ive r s i t ä t ode r d e m L a n d e 
Hessen abt rägl ich sein könnte , 

b) d r o h e n d e oder schon e inge t re tene Schäden, S t ö r u n g e n , Mißs t ände 
oder Unrege lmäßigke i t en , insbesondere e twa ige s t r a f b a r e H a n d -
lungen , den zus tänd igen Personen oder Kol l eg ia lo rganen a n z u -
zeigen ha t , 

c) ke ine ungüns t i gen Nachr ichten verbrei te t , die gee ignet s ind, d e n 
Ruf des Un ive r s i t ä t sk l in ikums u n d der h ie r Tä t igen zu schädigen 
oder das f ü r die K r a n k e n b e h a n d l u n g uner läßl iche V e r t r a u e n s -
ve rhä l tn i s de r P a t i e n t e n zum Univers i t ä t sk l in ikum u n d se inen 
Mi t a rbe i t e rn zu s tören. 

Es ist m i r bekann t , daß es sich h ie r lediglich u m die P r ä z i s i e r u n g 
von Pf l ich ten handel t , die j edem Mi ta rbe i t e r des Unive r s i t ä t sk l in i -
k u m s in gleicher Weise obliegen. 

12. 5. 1971 — Mehrstündige Einstellungsverhandlung in Anwe-
senheit des Präsidenten der Universität Frankfurt, seines persön-
lichen Referenten, des Dekans der medizinischen Fakultät, zweier 
Prodekane, des kommissarischen Leiters der Chirurgischen Klinik, 
eines Sprechers der Gewerkschaft ÖTV, eines Assistentenvertreters, 
des Verwaltungsleiters des Klinikums und von Mitgliedern des Per-
sonalrates. Ich lehne es ab, die Wohlverhaltenserklärung zu unter-
schreiben und verweise auf die normalen Anstellungsbedingungen 
nach BAT. 

13. 5. 1971 — Das Ermittlungsverfahren gegen Dr. Granitzka und 
mich wegen Beleidigung wird eingestellt. Zitate aus der Begründung: 

„Der An t r ags t e l l e r (Prof. Dr. med. Har t enbach , P ro f . Dr. med. 
Rei t te r , P r i v a t d o z e n t Dr. med. Bikfa lv i u. a.) w ä r e d a n n durch die 
Ä u ß e r u n g e n d e r Beschuldigten verletzt , w e n n diese sich gezielt 
gegen sie r ich te ten u n d angebliche Mißs t ände in i h r en Kl in iken 
b e t r ä f e n . Die Be i t r äge be ider Beschuldigten e n t h a l t e n jedoch w e d e r 
N a m e n noch Or t sangaben . Auch sonstige Hinwe i se d a f ü r , daß sich 
i h r e Ä u ß e r u n g e n speziell gegen die Ant rags te l l e r r ich ten sollten, 
s ind nicht e r k e n n b a r . Die Be i t r äge der Beschuldig ten k ö n n e n auch 
nicht als Angr i f f auf die Gesamthe i t der C h e f ä r z t e der B u n d e s -
r e p u b l i k Deutsch land gewer t e t werden . N u r w e n n die Ä u ß e r u n g e n 
e inen solchen Angr i f f enth ie l ten , w ä r e n die An t r ags t e l l e r als Ange-
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hör ige e ine r u m g r e n z b a r e n M e h r h e i t von P e r s o n e n (Gesamthei t 
a l le r Chefä rz te ) von d e n Ä u ß e r u n g e n b e t r o f f e n u n d ver le tz t . " 

„Das V e r f a h r e n w a r desha lb m a n g e l s Vor l iegens eines f ü r die 
S t r a f v e r f o l g u n g n o t w e n d i g e n S t r a f a n t r a g e s e inzuste l len." 

18. 5. 1971 — Erneute mehrstündige Einstellungsverhandlung in 
der gleichen Besetzung wie am 12. 5. 1971. Ich gebe eine Erklärung 
ab, die folgendermaßen endet: 

„Die übl ichen Ans t e l l ungsbed ingungen um sch r e iben lückenlos die 
P f l i ch t en u n d Rechte de r Anzus te l l enden . D e m e t w a s h i n z u z u f ü g e n 
hieße, i h r e Vol l s tändigke i t in F r a g e s te l len u n d ih re Rech t swi rk -
s a m k e i t u n t e r h ö h l e n , wozu ich, als Mitgl ied de r G e w e r k s c h a f t u n d 
als S t a a t s b ü r g e r mich nicht b e f u g t f üh l e . Ich schlage desha lb vor , 
e inen A r b e i t s v e r t r a g abzuschließen, de r sich f o r m e l l u n d inhal t l ich 
in nichts von den übl ichen Ans t e l l ungsbed ingungen unterscheide t . " 

Die Verantwortlichen der Universität stimmen der Einstellung 
nach den normalen Bedingungen des BAT zu. 

7. 6. 1971 — Heute wird in einer Verhandlung im Landesarbeits-
gericht entschieden, ob dem Befangenheitsantrag der Stif tung Hospi-
tal zum heiligen Geist gegen den inzwischen als Richter fü r die Be-
rufungsinstanz benannten Präsidenten des Landesarbeitsgerichts, 
Dr. Joachim, stattgegeben wird. Der die Stiftung vertretende Anwalt 
legt dar, daß Dr. Joachim deshalb als befangen angesehen werden 
muß, weil er gegen die Diskussion des Urteils der ersten Instanz im 
Arbeitskreis der Referendare, zu der sie mich eingeladen hatten, 
seinerzeit nicht protestiert hatte. Der vor ihm als Richter vorgese-
hene ordentliche Kammervorsitzende, Dr. Schmidt, hatte sich selbst 
f ü r befangen erklärt und das damit begründet, er habe sich darüber 
geärgert, daß ich der Einladung der Referendare zu einer Diskussion 
im Landesarbeitsgericht gefolgt war. Der Befangenheitsantrag der 
Anwälte der Stiftung Hospital zum heiligen Geist endete folgender-
maßen: 

Rein vorsorgl ich w i r d be re i t s je tz t mitgete i l t , d a ß auch, fa l l s es 
e r forder l i ch w e r d e n sollte, d ie H e r r e n Richter Dr . Schneider u n d 
Dr . Mül le r g e m ä ß § 42 ZPO als b e f a n g e n abge l ehn t werden . Fa l l s 
e ine en t sp rechende S i tua t ion e in t r e t en sollte, w e r d e n die A b l e h n u n -
gen noch aus führ l i ch b e g r ü n d e t we rden . Sowei t es sich u m den Rich-
te r Dr. Schneider hande l t , e rgeben sich die A b l e h n u n g s g r ü n d e aus 
d e m Vors t ehenden u n d aus der noch w e i t e r g e h e n d e n Tatsache, d a ß 
e r die A n w e s e n h e i t des K läge r s w ä h r e n d de r Diskussion v o m 
17. 12. 1970 gedu lde t ha t . Sowei t es den Richter Dr . Mül le r angeht , 
w i r d das Ablehnungsgesuch auch mi t d e m Vors t ehenden b e g r ü n d e t 
sowie damit , daß sich in e iner ak t iven D e m o k r a t i e — vgl. § 146 ff . 
d e r hessischen V e r f a s s u n g — der e inzelne ak t iv zu r R e c h t s w a h r u n g 
e insetzen m u ß . Dies haben , nach der Mi t te i lung des H e r r n P r ä s i d e n -
ten des Landesarbe i t sger ich ts , lediglich die Richter des L a n d e s -
arbe i t sger ichts Wigand u n d B e r g m a n n getan , d ie folglich nicht als 
b e f a n g e n abge lehn t w e r d e n . 

Infolge der vielen Befangenheitswertungen ist es schwierig, im 
Frankfur ter Arbeitsgericht noch einen Richter zu finden, der nicht 
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mit dem Makel des Befangenheitsverdachts behaftet ist. Der neue 
Richter (nicht der letzte in der Berufungsinstanz, wie sich noch zeigen 
wird) ist glücklicherweise frei von jeder Befangenheit, weil er zum 
Zeitpunkt der Referendarsdiskussion in Wiesbaden weilte. 

28. 6. 1971 — Neben dem Anwaltskollektiv Riedel, Golzem, von 
Plottnitz übernimmt Heinrich Hannover, Bremen, auch im Arbeits-
prozeß die Vertretung. 

7. 7. 1971 — Das Arbeitsgericht, das in der 1. Instanz von unver-
antwortlichen Pauschalanschuldigungen gesprochen hatte, ist inzwi-
schen zu einer anderen Auffassung gelangt. Richter Schecker erklärt, 
das Gericht neige dazu, meine Fernseherklärung nicht nur als subjek-
tiv wohlgemeint, sondern auch als objektiv wahr zu unterstellen. Das 
Gericht, das schon in der 1. Instanz versucht hatte, unsere Beweis-
versuche zu ignorieren, weicht in der Frage der Wahrheit der Fern-
sehaussage elastisch zurück, um die Vervollständigung der Beweis-
führung von unserer Seite aus um so sicherer mit dem Argument 
abzublocken, es gehe lediglich um den Bezug aufs Nordwestkranken-
haus und die Störung des Arbeitsfriedens in der Chirurgischen Kli-
nik. Sobald wir versuchen, die gesellschaftlichen und politischen Ur-
sachen der Misere im Gesundheitswesen als Zielpunkt der Fernseh-
kritik zu benennen, wirf t man uns formale Knüppel zwischen die 
Beine. Es ist, als kommst Du in ein fremdes Haus, wirst gedrängt, 
abzulegen und findest keinen Haken für Deinen Mantel. Die Perso-
nalisierung des Konflikts und die Kriminalisierung der Fernsehaus-
sage ist so weit fortgeschritten, daß selbst das Stellen neuer Beweis-
anträge jeweils die Gefahr mit sich bringt, immer weiter in Sack-
gassen konservativer Rechtsauffassung zu geraten. 

Gegen 14.30 Uhr begibt sich die Kammer in die Räume des Hessi-
schen Rundfunks, wo der Fernsehfilm „Halbgott in Weiß" noch ein-
mal vorgeführt wird. Zitat aus dem Protokoll: 

„Es w u r d e f e r n e r festgestel l t , daß der v o r e r w ä h n t e F e r n s e h f i l m 
sich kri t isch mi t d e m Chefa rz t sys tem an d e n deu tschen K r a n k e n -
h ä u s e r n b e f a ß t u n d Folgen aufzeigt , die — h ie rdurch bed ing t — bei 
der ärzt l ichen Versorgung in deutschen K r a n k e n h ä u s e r n a u f t r e t e n 
u n d a u f t r e t e n könnten . Es w u r d e schließlich festgestel l t , daß bei 
k e i n e m der in dem F e r n s e h f i l m mi t kr i t i scher S t e l l u n g n a h m e a u f -
t r e t e n d e n Ass is tenzärz ten — w e d e r durch Wor t u n d Bild noch auf 
a n d e r e Weise — ersichtlich war , an welchem Arbe i t sp la tz der B e -
t r e f f e n d e t ä t ig ist ." 

Gerade in diesem Zusammenhang wird aus der Argumentation des 
Richters immer wieder klar, daß ein Begriff des Arbeitsfriedens 
unterstellt wird, der es gestattet, jeden kritischen Mitarbeiter f ü r 
seine Teilnahme an der öffentlichen Diskussion der Mißstände in sei-
nem Berufsbereich an seinem Arbeitsplatz zu disziplinieren. Die 
Argumentation läuft etwa darauf hinaus, daß, wenn ein Obstpflücker 
in einem öffentlichen Medium kritisiert, daß tonnenweise Obst ins 
Meer geschüttet würden, er auf jeden Fall verpflichtet sei, auf Ver-
langen seines „Arbeitgebers" in der Öffentlichkeit zu erklären, daß 
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in seinem Betrieb allerdings noch nie ein Apfel verfault sei. Die 
Fortsetzung des Rechtsstreits wird auf den Spätherbst verschoben. 

10. 7. 1971 — Wie gefährlich es sein kann, sich bei der Diskussion 
von Mißständen, insbesondere bei möglicherweise strafrechtlichen 
Tatbeständen, auf die Ebene der Beweisführung am Einzelfall einzu-
lassen, lehrt uns das Beispiel des wissenschaftlichen Rats am Lehr-
stuhl fü r Staatslehre und Verfassungsrecht an der Technischen Hoch-
schule Darmstadt, Dr. Azzola, der sich uns als Zeuge fü r den Kom-
plex „Experimente am Menschen ohne Aufklärung und Einwilli-
gung" angeboten hatte. 

Zu diesem Punkt hatten wir uns aus umfangreichem Material die 
einleuchtendsten Beispiele herausgesucht, und diese Beispiele haben 
ja auch bei dem Gericht den Eindruck hinterlassen, daß die Fernseh-
aussage als objektiv wahr gewertet werden müsse. Auf Azzolas zusätz-
liche Zeugenaussage ließen wir uns nur deshalb ein, weil das von ihm 
bezeichnete Vorgehen im Städtischen Krankenhaus Darmstadt zum 
Zeitpunkt der Verhandlung noch im vollen Gange war, so daß deut-
lich gemacht werden konnte, wie notwendig die Kritik in der Sen-
dung gewesen war. Durch Befragen eines zweiten, unmittelbar be-
teiligten Arztes in Darmstadt sicherten wir den Tatbestand. Dr. 
Azzola war bereit, sich als sog. „sistierter" Zeuge im Arbeitsgericht 
zur Verfügung zu halten. Durch ein Zitat (Rheinische Post vom 8. 7. 
1971) sei gezeigt, was Azzola der Presse gegenüber sagte: 

„Hannove r übe r r a sch te das Gericht m i t de r A n k ü n d i g u n g , im Saal 
b e f i n d e sich ein Zeuge, der bes tä t igen könne , daß s t e rbenden P a -
t i en t en im K r a n k e n h a u s zu wissenschaf t l ichen Versuchen 50 ccm 
B lu t a b g e n o m m e n würde . Noch ehe das Gericht ü b e r die V e r n e h -
m u n g dieses Zeugen, des 34jähr igen Dr. Axel Azzola, e inen Beschluß 
f a s sen konnte , gab der aus D a r m s t a d t s t a m m e n d e J u r i s t vor J o u r -
na l i s ten e ine E r k l ä r u n g ab. Dr. Azzola sagte, er sei hab i l i t i e r te r 
wissenschaf t l icher R a t a m L e h r s t u h l f ü r S t aa t s l eh re u n d Verfas-
sungsrecht a n der Technischen Hochschule in D a r m s t a d t . Se ine F r a u 
sei Ärz t in . Sie h a b e in der medizinischen Abte i lung des Städt ischen 
K r a n k e n h a u s e s D a r m s t a d t gearbe i te t . Dor t w e r d e s t e rbenden P a -
t i en ten 50 ccm Blu t zu Forschungszwecken e n t n o m m e n . Sei der Tod 
d a n n e inge t re ten , w e r d e nicht d ie übl iche 12-S tunden-Fr i s t bis zur 
Sekt ion abgewar t e t , sondern in e iner sog. F r ü h s e k t i o n schon nach 
4 S t u n d e n den To ten Blu t abgezapf t , u m mi t de r zu Lebzei ten e n t -
n o m m e n e n P r o b e vergl ichen zu werden . " 

Die Stadt Darmstadt reagierte auf unseren Beweisantrag mit einer 
Strafanzeige gegen Dr. Axel Azzola, der kurz darauf zu dementieren 
begann, obwohl die Formulierung unserer Beweisanträge wörtlich 
mit ihm abgesprochen war. 

Azzolas schwankende Haltung könnte sich in der Öffentlichkeit zu 
unseren Ungunsten auswirken, obwohl er seine ursprüngliche Aus-
sage, daß an dem von ihm benannten Ort experimentelle Eingriffe 
ohne Einwilligung und Aufklärung gemacht würden, bis heute nicht 
geändert hat, sondern im Grunde nur gesagt hat, daß das betref-
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fende Vorgehen strafrechtlich nicht greifbar sei und menschlich 
kaum zu beanstanden. 

Allerdings ging es uns mehr um die Kritik an den Bedingungen, 
die der Pharmaindustrie gestatten, medizinische Forschung ihren 
Profitinteressen unterzuordnen. 

15. 7. 1971 — Ich trete meine neue Assistentenstelle an der Chirur-
gischen Universitätsklinik Frankfur t am Main-Sachsenhausen an. 

Die Auseinandersetzungen in Frankfur t gehen weiter, weil die 
Unzufriedenheit mit den Arbeitsbedingungen im Gesundheitswesen, 
wie in anderen Städten, auch in Frankfur t zunimmt13 . Meist reichen 
geringe Anlässe aus, um die schon lange anstehenden Interessen-
gegensätze am Arbeitsplatz Krankenhaus zur offenen Austragung 
zu bringen. Es gelingt den rückschrittlichen Kräften einschließlich 
der bürgerlichen Presse nicht mehr in jedem Fall, die Auseinander-
setzungen zu personalisieren und zu kriminalisieren. Eine wachsende 
Minderheit der Lohnabhängigen im Gesundheitswesen begreift, daß 
auch ihre Probleme auf die Grundwidersprüche unserer Gesellschaft 
zurückführbar sind. Während noch in der Ausbildung die Diskussion 
über die ins Gesundheitswesen hineinwirkenden Klassengegensätze 
geduldet wird, solange sie ein gewisses Abstraktionsniveau nicht 
unterschreitet, riskieren Krankenschwester und angestellter Arzt den 
Verlust ihres Arbeitsplatzes schon beim einfachen Hinweis auf Miß-
stände in ihrem engeren Arbeitsbereich. Noch schwieriger ist es, in 
den öffentlichen Medien zu versuchen, die im Gesundheitswesen sich 
auswirkenden gesellschaftlichen Randphänomene und Nebenwider-
sprüche auf ihre ökonomischen Ursachen hin zu befragen. In meinem 
Fall haben die Kritik des gefährlichen Einflusses der marktbeherr-
schenden pharmazeutischen Konzerne auf die medizinische Forschung 
und Praxis und die Forderung, daß ärztliche Entscheidungen von 
Profitinteressen frei sein müßten, ausgereicht, um einen ganzen 
Kanon von Disziplinierungsmaßnahmen der konservativen Kräf te im 

13 Der Obera rz t der Neuropsychia t r ie im Städ t i schen K r a n k e n h a u s 
Höchst, Dr. P e t e r Wal lauer , k ä m p f t we i t e r u m seinen Arbei t sp la tz , den 
m a n ihm wegen seines E in t r e t ens f ü r R e f o r m e n n e h m e n will . I m Kölner 
D r e i k ö n i g e n k r a n k e n h a u s haben vor einigen Mona ten 7 Ass is tenzärz te aus 
P ro tes t gegen die W i l l k ü r m a ß n a h m e n ihres Chefa rz t e s die Arbe i t n i ede r -
gelegt u n d geme insam gekündigt . 

Z u r gleichen Zeit h a t sich in den Kö lne r Un ive r s i t ä t sk l in iken de r E r sa t z -
d iens t le i s tende Math ias Albig, un t e r s tü t z t von e inem Teil der Pa t i en ten , 
f ü r die A b s c h a f f u n g der Vorrechte auf den P r i v a t s t a t i o n e n eingesetzt . 

12 Ass is tenzärz te des S a l v a t o r i a n e r k r a n k e n h a u s e s „Mar ia zu den A p o -
s te ln" Mönchengladbach, h a b e n im J u n i 71 kol lek t iv gekündig t , wei l i h r e 
F o r d e r u n g e n auf Verbesse rung der Arbe i t sbed ingungen ignor ier t w o r d e n 
w a r e n . In Göt t ingen w u r d e a m 1. J u n i 71 de r V e r t r a g eines j u n g e n span i -
schen Arz tes mi t h e r v o r r a g e n d e r Qual i f ika t ion , e ines ehemal igen S t ipen -
d ia t en des Deutschen Akademischen Austauschdiens tes , E n r i q u e Blanco-
Cruz, nicht ve r länger t , weil er Mißs tände an se inem Arbe i t sp la tz kr i t i s ie r t 
ha t te . — Das s ind einige h e r a u s g e g r i f f e n e Fä l l e aus e iner Vielzahl von 
ähnl ichen Me ldungen in diesem J a h r . 
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Gesundheitswesen und ärztlichen Standesorganisationen in Gang zu 
bringen. Allerdings setzte gleichzeitig eine erstaunliche Solidarisie-
rungswelle ein: mehr als 1000 Einzelunterschriften; Medizinerfach-
schaften, Studentengemeinden, Assistentenräte und Allgemeine Stu-
dentenausschüsse von 16 Universitäten schickten Solidaritätsadressen 
und luden zu Diskussionsveranstaltungen in 15 Städten ein. (Die 
Hauptthemen der Podiumsdiskussionen waren „Demokratie im 
Krankenhaus", „Arzt und Profit", „Mehr Mitbestimmung im Kran-
kenhaus", „Medizin in der Klassengesellschaft".) 

Die Kritik der bürgerlichen Medizin hat in den öffentlichen Medien 
Raum gewonnen, sich inhaltlich vertieft und beginnt Kontakt auf-
zunehmen zu Nachbarbereichen wie Ökologie und Bildung. Nach 
einer Serie von Assistentenstreiks im Jahre 1970 im Anschluß an die 
antiautoritäre Studentenbewegung und in Verbindung mit ihr wer-
den im Augenblick die Interessen der angestellten Ärzte mit auf-
fälligem Eifer von den Standesorganisationen vertreten1 4 , die die 
zunehmende Unruhe in den Krankenhäusern spüren und versuchen, 
die Bereitschaft der lohnabhängigen Ärzte zur gewerkschaftlichen 
Organisation abzufangen und den von ihnen in den nächsten Jahren 
im Gesundheitswesen erwarteten Arbeitskämpfen von vorneherein 
einen standespolitischen Akzent verleihen wollen. 

Der formelle Ausgang der Auseinandersetzungen in Frankfur t ist 
noch offen. Im Arbeitsprozeß gegen die Stiftung Hospital zum heili-
gen Geist nähert sich die Argumentation beider Parteien den ent-
scheidenden verfassungsrechtlichen Fragen (s. dazu den Schriftsatz 
Heinrich Hannovers). Daß angestellte Ärzte sich in der ÖTV gewerk-
schaftlich organisieren und mit dem Rechtschutz der ÖTV auf Klä-
rung des schwammigen Begriffs „Arbeitsfrieden" drängen, paßt nicht 
in das nur an der Oberfläche noch intakte Standesbild. 

Die Landesärztekammer Hessen hat inzwischen gegen 4 der am 
Frankfur ter Krankenhauskonflikt beteiligten angestellten Ärzte den 
Verdacht eines Berufsvergehens an den Haaren herbeigezogen. Die 
mögliche Bestrafungsskala findet sich im Gesetz- und Verordnungs-
blatt fü r das Land Hessen, Neufassung des Gesetzes über die Berufs-
vertretungen und über die Berufsgerichtsbarkeit der Ärzte, Zahn-
ärzte, Tierärzte und Apotheker vom 18. 4. 1966, § 19: 

(1) I m berufsger ich t l i chen V e r f a h r e n k a n n e r k a n n t w e r d e n auf 
1. W a r n u n g , 
2. Verweis , 
3. zei twei l ige E n t z i e h u n g des Wahlrechts , 
4. Ge ldbuße bis zu z e h n t a u s e n d Deutsche Mark , 
5. Fes ts te l lung, d a ß der Beschuldigte u n w ü r d i g ist, seinen Beruf als 

Arz t , Zahnarz t , T i e ra rz t oder A p o t h e k e r auszuüben. 

14 So a rbe i t e t e e twa der M a r b u r g e r B u n d Hessen m i t der L a n d e s ä r z t e -
k a m m e r Hessen be i de r V o r b e r e i t u n g u n d Organ isa t ion e iner U r a b s t i m -
m u n g H a n d in Hand . 
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An diesen Fällen läßt sich nachweisen, daß durch die ärztliche 
Berufsgerichtsbarkeit eine grundgesetzwidrige Mehrfachverfolgung 
möglich ist, die zur Jagd auf Verletzer der Standessolidarität und 
politisch Andersdenkende mißbraucht werden kann. 

Entscheidend ist: Das stille Abwürgen kritischer Stimmen im Ge-
sundheitswesen gelingt von Mal zu Mal weniger. Die Betroffenen 
drängen auf Austragung in der Öffentlichkeit. Das Interesse der 
Öffentlichkeit an diesen Auseinandersetzungen wächst mit der Ver-
schärfung der gesellschaftlichen Widersprüche, die auch die Miß-
stände im Gesundheitswesen und im Sozialsektor stärker hervor-
treten lassen. Lange Wartezeiten, zynische Behandlung der sozial 
schlecht Gestellten, überfüllte Krankenstationen, Kurzabfertigung 
beim überlasteten Arzt, Privilegien der Privatpatienten, mangel-
haf te r Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz und, spektakuläre Zu-
nahme der Umweltzerstörung, das sind Erfahrungen, die man „am 
eigenen Leibe" macht. Wenn wir an diesen unmittelbaren Erfahrun-
gen anknüpfen und den Entstehungsmechanismus der sich häufenden 
Mißstände zu zeigen versuchen, wird uns die Frage nach den Ur-
sachen immer dringender gestellt werden. 
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